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Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren Kantonsräte 

 

Wir unterbreiten Ihnen die Botschaft zu einem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (Öffent-

lichkeitsgesetz) mit dem Antrag, auf die Vorlage einzutreten.  

 

 

Im Namen des Regierungsrats 

Landammann: Daniel Wyler 

Landschreiberin: Nicole Frunz Wallimann 
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Zusammenfassung 

Der Kanton Obwalden hat das Öffentlichkeitsprinzip 1997 eingeführt. Gemäss Art. 3 des Staats-

verwaltungsgesetzes (StVG; GDB 130.1) informiert die Staatsverwaltung von sich aus oder auf 

Anfrage über ihre Tätigkeit, soweit keine öffentlichen oder schützenswerten privaten Interessen 

entgegenstehen. 

 

Das Öffentlichkeitsprinzip regelt den Zugang Privater zu amtlichen Dokumenten. Es bezweckt 

die Förderung der Transparenz der Tätigkeit des Kantons sowie der Einwohnergemeinden und 

damit auch eine Stärkung der demokratischen Mitwirkungs- und Kontrollrechte. Zudem soll das 

Vertrauen in die Tätigkeiten der Behörden und der Verwaltung gefördert werden. Grundsätzlich 

gilt, dass die Verwaltung ohne Nachweis eines Interesses Einsicht in amtliche Dokumente zu ge-

ben hat. Nur wenn öffentlich oder private Interessen einer Einsichtnahme entgegenstehen, darf 

der Zugang zu amtlichen Dokumenten verweigert werden. 

 

Die sehr kurz und allgemein gehaltene Formulierung des Öffentlichkeitsprinzips in Art. 3 StVG 

wirft in der Praxis aber gelegentlich Fragen auf und eröffnet den Behörden und Stellen einen wei-

ten Ermessensspielraum. Mit dem Öffentlichkeitsgesetz werden detaillierte Vorgaben bei der 

Umsetzung des Öffentlichkeitsprinzips gemacht, die der anwendenden Behörde klarere Mass-

stäbe vorgeben, um im Einzelfall entscheiden zu können, ob und inwieweit ein Dokument zu-

gänglich gemacht werden kann bzw. muss. 

 

Neu wird das Öffentlichkeitsprinzip auf kantonaler Ebene nicht nur für die Staatsverwaltung, son-

dern auch für die Einwohnergemeinden und ihre Anstalten festgeschrieben. Dies führt aber auch 

bei den Einwohnergemeinden nicht zu einem Paradigmenwechsel, da sämtlichen Einwohnerge-

meinden analoge Bestimmungen zu Art. 3 StVG in ihren Gemeindeordnungen aufgenommen ha-

ben. Der Geltungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips wird auf den Kantonsrat und seine Organe 

ausgedehnt. Ausgenommen vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes sind insbeson-

dere die Kantonalbank, das Kantonsspital, das Elektrizitätswerk Obwalden, die Ausgleichskasse, 

die Familienausgleichskasse und die IV-Stelle Obwalden sowie die Bereiche, in denen Gemein-

wesen am wirtschaftlichen Wettbewerb teilnehmen. Das Gesetz umschreibt beispielhaft, welche 

öffentlichen und privaten Interessen bei der Beurteilung eines Einsichtsgesuchs zu berücksichti-

gen sind. Es regelt das Verfahren von der Gesuchseinreichung bis zur Art der Einsichtsgewäh-

rung. Die Einsicht in amtliche Dokumente ist grundsätzlich kostenlos. Bei einem nicht unerhebli-

chen Aufwand können aber kostendeckende Gebühren erhoben werden.  

 

Einschränkungen des Öffentlichkeitsprinzips bedürfen einer formell-gesetzlichen Grundlage. Ent-

sprechend werden in verschiedenen Erlassen Ausnahmen vom Öffentlichkeitsprinzip statuiert 

bzw. die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen angepasst. So kann beispielsweise auch 

nach Inkrafttreten des Öffentlichkeitsgesetzes keine Einsicht in die Unterschriftslisten eines Refe-

rendums oder einer Initiative gewährt werden. 
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1. Motion zur Einführung des Öffentlichkeitsprinzips 

An seiner Sitzung vom 28. Juni 2019 hat der Kantonsrat der Motion von Kantonsrat Mike Ba-

cher, Engelberg, und 20 Mitunterzeichnenden betreffend die Einführung des Öffentlichkeitsprin-

zips in Obwalden (Nr. 52.19.02) mit 23 zu 18 Stimmen bei 12 Enthaltungen zugestimmt. Mit der 

Motion wurde der Regierungsrat beauftragt einen Erlassentwurf zur Einführung des Öffentlich-

keitsprinzips auszuarbeiten. Dieser hat sich sowohl auf die kantonale Staatsverwaltung, als 

auch auf die Behörden, Verwaltungen und Kommissionen der Einwohnergemeinden zu erstre-

cken. Zur Begründung wird ausgeführt, dass sämtliche Souveränitätsrechte vom Volk ausge-

hen. Aus diesen legitimierten sich die drei Staatsgewalten und auf diesen Volksrechten basie-

ren alle Handlungen, welche durch die staatlichen Behörden getätigt werden. Vor diesem Hin-

tergrund dürfe es weder eine Geheimpolitik (mit Geheimbürokratie), noch eine Geheimjustiz ge-

ben. Diesem Erfordernis entspreche Art. 3 StVG zu wenig. 

 

2. Vom Geheimhaltungsprinzip mit Öffentlichkeitsvorbehalt … 

Vor 1997 galt das Geheimhaltungsprinzip mit Öffentlichkeitsvorbehalt. Nach diesem Grundsatz 

genoss die Nicht-Öffentlichkeit der Verwaltung Priorität, und es bestand kein subjektives allge-

meines Recht auf Information über die Verwaltungstätigkeit. Vorbehalten blieben besondere 

Bestimmungen, die eine öffentliche Information verlangten. Grundlage für diese Praxis bildete 

das Amtsgeheimnis. Dieses verlangt, dass Angelegenheiten geheim zu halten sind, die nach 

ihrer Natur oder nach besonderer Vorschrift geheim sind. Umgekehrt wurde daraus abgeleitet, 

dass bekannt gegeben werden durfte, was nicht der Natur nach oder aufgrund besonderer Vor-

schriften als geheim anzusehen war. 

 

Zahlreiche Bestimmungen waren und sind im kantonalen und schweizerischen Recht auf die 

Information der Öffentlichkeit ausgerichtet. Erwähnenswert sind verschiedene Vorschriften, die 

für bestimmte Gegenstände die amtliche Publikation oder die öffentliche Auflage verlangen. So-

dann besteht ein Öffentlichkeitsvorbehalt bei Registern wie etwa beim Handelsregister. Ferner 

existieren öffentliche Verfahren wie beispielsweise das Vergabeverfahren im Beschaffungswe-

sen. Weitere Beispiele für den Öffentlichkeitsvorbehalt sind im Zusammenhang mit der Wahr-

nehmung von politischen Rechten gegeben; so sind die amtlichen Erläuterungen über Abstim-

mungsvorlagen, die Veröffentlichung von referendumspflichtigen Beschlüssen und Erlassen o-

der die Bekanntmachung von Wahllisten der öffentlichen Information zuzurechnen. Bei all die-

sen Ausnahmen vom Grundsatz der Geheimhaltung handelt es sich um die Gewährleistung ei-

nes generellen Zugangs zu bestimmten Kategorien von Informationen oder Dokumenten. 

 

Daneben gab und gibt es den individuellen, unter bestimmten Voraussetzungen zu gewähren-

den Zugang einer Einzelperson oder eines umschriebenen Personenkreises zu Informationen 

oder Dokumenten. Zu denken ist beispielsweise an das Recht auf Akteneinsicht nach den ver-

schiedenen Verfahrensgesetzen oder das Recht auf Zugang Einzelner zu ihren Personendaten 

nach der Datenschutzgesetzgebung. 

 

3. … zum Öffentlichkeitsprinzip mit Geheimhaltungsvorbehalt 

Seit dem 1. Juli 1997 ist die Staatsverwaltung nach Art. 3 StVG verpflichtet, von sich aus oder 

auf Anfrage über ihre Tätigkeit zu informieren, soweit keine öffentlichen oder schützenswerten 

privaten Interessen entgegenstehen. 

 

Die Einwohnergemeinden kennen analoge Bestimmungen zum Öffentlichkeitsprinzip in ihren 

Gemeindeordnungen (Art. 3 Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Sarnen, Art. 5 Ge-

meindeordnung der Einwohnergemeinde Kerns, Art. 5 Gemeindeordnung der Einwohnerge-

meinde Sachseln, Art. 5 Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Alpnach, Art. 5 Gemeinde-

ordnung der Einwohnergemeinde Giswil, Art. 5 Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde 

Lungern und Art. 5 Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Engelberg). 
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Hinsichtlich der aktiven Information seitens der Staatsverwaltung finden sich zudem seit 1. Juli 

1998 ergänzende Regelungen in der Organisationsverordnung (OV; GDB 133.11). Demnach 

gewährleistet der Regierungsrat unter anderem auch die Information der Öffentlichkeit. Er sorgt 

für eine einheitliche, frühzeitige und kontinuierliche Information über seine Lagebeurteilungen, 

Planungen, Entscheide und Vorkehren, und er pflegt die Beziehungen zur Öffentlichkeit. Die 

Staatskanzlei trifft im Rahmen der Vorgaben des Regierungsrats die geeigneten Vorkehren zur 

Information der Öffentlichkeit und sorgt für die interne Information zwischen dem Regierungsrat 

und den Departementen (Art. 7 und Art. 27 Abs. 3 OV). Gestützt auf diese Bestimmungen hat 

der Regierungsrat die Ausführungsbestimmungen über die Information der Öffentlichkeit durch 

den Regierungsrat und die kantonale Verwaltung (Informationsrichtlinien; GDB 131.111) erlas-

sen. Darin wird als Grundsatz festgehalten, dass die Öffentlichkeit nach Massgabe des allge-

meinen Interesses über die Tätigkeit des Regierungsrats und der Verwaltung umfassend, offen, 

aktiv und zeitgerecht zu informieren ist. Die Information ist jedoch einzuschränken oder zu un-

terlassen, sofern und soweit ihr überwiegende schutzwürdige, öffentliche oder private Interes-

sen entgegenstehen.  

 

Die Staatsverwaltung wird mit diesen gesetzlichen Bestimmungen zur Information verpflichtet. 

Sie ist von dieser Pflicht nur dann entbunden, wenn öffentliche oder schützenswerte private In-

teressen entgegenstehen. Damit geben das Staatsverwaltungsgesetz und auch die genannten 

Bestimmungen der Organisationsverordnung den Behörden den Grundsatz des Öffentlichkeits-

prinzips mit Geheimhaltungsvorbehalt vor. Dieser Grundsatz geht weiter als beispielsweise das 

Recht auf Akteneinsicht aufgrund des rechtlichen Gehörs oder als das Recht auf Einsicht in per-

sonenbezogene Daten nach der Datenschutzgesetzgebung. Insbesondere verlangt der Grund-

satz des Öffentlichkeitsprinzips mit Geheimhaltungsvorbehalt, dass nicht die Privaten ihr Infor-

mationsinteresse rechtfertigen oder begründen müssen, sondern die Behörden bzw. Amtsstel-

len die Gründe für die allfällige Geheimhaltung darzulegen haben. 

 

4. Kein Paradigmawechsel 

Die Umsetzung der Motion stellt für den Kanton und die Einwohnergemeinden keinen Paradig-

menwechsel dar. Schon im geltenden kantonalen und kommunalen Recht ist das Öffentlich-

keitsprinzip umgesetzt. Die sehr kurz und allgemein gehaltene Formulierung des Öffentlichkeits-

prinzips wirft in der Praxis gelegentlich aber Fragen auf und eröffnet den Behörden und Stellen 

einen weiten Ermessensspielraum. Das Verwaltungsgericht des Kantons St. Gallen hat in einem 

Entscheid zu einer analogen Bestimmung im St. Gallischen Recht festgehalten, das Öffentlich-

keitsprinzip bedürfe „einer detaillierten gesetzlichen Regelung einiger Eckpunkte, die im Verwal-

tungsalltag eine Entscheidhilfe bieten und der anwendenden Behörde klare Massstäbe vorge-

ben, um im Einzelfall entscheiden zu können, ob und inwieweit ein Dokument der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht werden kann bzw. muss.“  

 

Aber auch ausführliche Regelungen in Öffentlichkeitsgesetzen beantworten nicht alle Fragen. 

Es gilt das Bonmot, dass mit solchen Bestimmungen viel klarer ist was unklar ist. Urteile des 

Bundesgerichts zeigen, dass die Anwendung des Öffentlichkeitsprinzips auch mit einem umfas-

senden Gesetz oft sehr anspruchsvoll und umstritten ist (vgl. Zentralblatt [ZBl] 2017, Nr. 2, S., 

68 ff.). Auch wenn die dem Einsichtsrecht entgegenstehenden Interessen detailliert umschrie-

ben werden, lassen sie immer noch einen beträchtlichen Interpretationsspielraum offen. Ganz 

generell ist festzuhalten, dass auch bei Bestehen eines Öffentlichkeitsgesetzes kein unbesehe-

ner Anspruch auf umfassenden Zugang zu sämtlichen amtlichen Dokumenten besteht. In die-

sem Punkt werden mit einem Öffentlichkeitsgesetz teilweise auch unrealistische Vorstellungen 

und Ansprüche verknüpft. 

 

5. Regelungen beim Bund und in anderen Kantonen 

Der Bund und die meisten Kantone haben das Öffentlichkeitsprinzip in einem eigenständigen 

Erlass geregelt. Oft werden das aktive Informationsprinzip (Behörden informieren von sich aus) 
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und das passive Einsichtsrecht im gleichen Erlass geregelt. Einzelne Kantone haben das Öf-

fentlichkeitsprinzip zusammen mit anderen Bereichen (Datenschutz, Archivwesen) in einem ein-

zigen Erlass zusammengelegt. Inhaltlich sind die Regelungen in den Kantonen grösstenteils 

vergleichbar und orientieren sich meist am Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip in der 

Verwaltung (BGÖ; SR 152.3). Neben einem Gesetz regeln der Bund und verschiedene Kantone 

Detailfragen in Verordnungen der Exekutive. Viele Kantone haben das Öffentlichkeitsprinzip zu-

dem in der Kantonsverfassung verankert. 

 

Der Bund verpflichtet die Kantone nicht, das Öffentlichkeitsprinzip einzuführen. Eine Ausnahme 

bildet der Bereich der Umweltinformationen. Der Bund ist der Aarhus-Konvention (Übereinkom-

men über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-

ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten; SR 0.814.07) beigetreten, mit der 

die Gemeinwesen verpflichtet werden, Einsicht in Umweltinformationen auch ohne Interessen-

nachweis zu gewähren (Art. 4 der Konvention; Art. 10g Bundesgesetz über den Umweltschutz 

[USG; SR 814.01]). 

 

6. Vernehmlassungsverfahren 

6.1 Allgemeines 

Die Staatskanzlei wurde mit der Ausarbeitung eines Entwurfs beauftragt. Im Rahmen des ver-

waltungsinternen Mitberichtsverfahrens wurden neben den Departementen auch der kantonale 

Datenschutzbeauftragte zur Stellungnahme eingeladen. Am 8.Februar 2022 verabschiedete der 

Regierungsrat den Entwurf des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip zuhanden des Ver-

nehmlassungsverfahrens. Das Vernehmlassungsverfahren dauerte vom 15. Februar bis am 

16.  Mai 2022. Innerhalb der gesetzten bzw. erstreckten Frist gingen 17 Stellungnahmen ein: 

CVP Obwalden-Die Mitte, SVP Obwalden, SP Obwalden, CSP Obwalden, GLP Obwalden 

(nachfolgend werden die Parteibezeichnungen ohne Kantonsnennung angeführt), die Einwoh-

nergemeinden (EG) Sarnen, Kerns, Sachseln, Alpnach, Giswil, Lungern und Engelberg, Aus-

gleichskasse und die IV-Stelle, der Entsorgungszweckverband Obwalden (EZVOW), die Evan-

gelisch-Reformierte Kirchgemeinde Obwalden (ERKG), der kantonale Datenschutzbeauftragte 

und Martin Stoll vom Verein öffentlichkeitsgesetz.ch. Die Einwohnergemeinden Kerns, Sach-

seln, Alpnach, Giswil, Lungern und Engelberg haben mehrheitlich gleichlautende Stellungnah-

men eingereicht. 

 

Abgesehen von den sieben Einwohnergemeinden wurde der Entwurf des Öffentlichkeitsgeset-

zes grundsätzlich begrüsst. Die Einwohnergemeinden bringen demgegenüber vor, dass die be-

stehenden Regelungen in den Gemeindeordnungen zum Öffentlichkeitsprinzip ausreichend 

seien und sich in der Praxis bewährt hätten. Das Öffentlichkeitsgesetz wird von ihnen als unnö-

tig erachtet und grundsätzlich abgelehnt. Mit der Motion vom 20. März 2019 wurde der Regie-

rungsrat jedoch ausdrücklich beauftragt, das Öffentlichkeitsprinzip auch für die Behörden, Ver-

waltungen und Kommissionen der Einwohnergemeinden kantonalrechtlich zu verankern.  

 

6.2 Adressat der Regelung 

Die SVP bringt vor, dass die Regelungen für Laien teilweise schwer erfassbar seien. Dazu ist zu 

bemerken, dass sich die Bestimmungen primär an die Gemeinwesen richten. Das Gesetz dient 

den Trägern öffentlicher Aufgaben zu klären, ob Einsicht in amtliche Dokumente gegeben wer-

den darf oder nicht. Den „Laien“ muss in diesem Sinne nur bewusst sein, dass das Öffentlich-

keitsprinzip gilt und ein (klagbarer) Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente besteht. So-

weit das Gesuch abgelehnt wird, hat die Verwaltung die Einsichtsverweigerung zu begründen. 

Damit wird es interessierten „Laien“ ermöglicht, nachzuvollziehen, ob die Verweigerung rech-

tens erfolgte oder ob nötigenfalls ein Rechtsmittel zu ergreifen ist.  

 

6.3 Evaluation des Öffentlichkeitsgesetzes (Evaluationsklausel) 

Die SVP schlägt vor, das Gesetz nach vier bis fünf Jahren zu evaluieren. Diesem Anliegen 
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stimmt der Regierungsrat im Grundsatz zu. Auf eine formale Evaluationsklausel wird jedoch ver-

zichtet. Sollte sich aufgrund der Praxisanwendung Handlungsbedarf abzeichnen, wird der Re-

gierungsrat von sich aus entsprechende „Nachjustierungen“ beantragen. Sofern jedoch kein 

Handlungsbedarf erkennbar ist, kann ein unnötiger administrativer Verwaltungsaufwand für die 

Berichterstattung zuhanden des Kantonsrats vermieden werden. 

 

6.4 Kostenregelung 

Kontrovers sind die Rückmeldungen zur Kostenregelung ausgefallen. Das Öffentlichkeitsgesetz 

sieht eine abgestufte Regelung in Bezug auf die Kosten vor. Einsichtsgesuche, die ohne grös-

seren Aufwand erledigt werden, sind kostenlos. Bei einem grösseren Aufwand können kosten-

deckende Gebühren erhoben werden. Bei offenkundig unverhältnismässig hohem Aufwand 

kann das Einsichtsrecht verweigert werden. 

 

Mit Ausnahme von Sarnen plädieren die Einwohnergemeinden für einen Systemwechsel, wo-

nach für Einsichtsgesuche grundsätzlich kostendeckende Gebühren zu erheben seien, während 

bei geringfügigem Aufwand auf die Erhebung einer Gebühr verzichtet werden könnte. Der EZ-

VOW und die CSP fordern präzisere Vorgaben, ab welchem Aufwand eine Gebühr verlangt 

werde. Martin Stoll befürwortet eine generelle Kostenlosigkeit, die CVP-Die Mitte plädiert für 

eine Kostenlosigkeit bei gemeinnützigen Motiven. 

 

An der dreistufigen Regelung wird festgehalten. Bei einem geringem bzw. unerheblichen Auf-

wand werden keine Kosten erhoben. Als Richtschnur kann von einer Kostenlosigkeit bei einem 

Gesamtaufwand von unter zwei Stunden ausgegangen werden. Ausgehend von einem durch-

schnittlichen Stundenansatz (Vollkostenrechnung) von Fr. 75.– bis Fr. 100.– entspricht dies ei-

nem Gesamtaufwand von Fr. 150.– bis Fr. 200.– pro Gesuch. In der Regel sollte innerhalb die-

ses Zeitrahmens der grösste Teil der Anfragen erledigt werden können (Auffinden des amtlichen 

Dokuments, Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen, die für oder gegen eine Einsichtgabe 

sprechen, allenfalls Anonymisierung einzelner Teile oder Passagen, Rückfragen bei Dritten, Ein-

sichtgabe). Von der Kostenpflicht kann im Einzelfall abgewichen werden, beispielsweise bei An-

fragen von Medien oder für gemeinnützige Zwecke, wobei auf eine Kostenüberwälzung auch 

bei einem höheren Aufwand verzichtet werden kann, wenn z.B. erhebliche öffentliche Interes-

sen eine Einsichtnahme gebieten. Es handelt sich um eine Kann-Vorschrift die es ermöglicht, 

einzelfallgerechte Kostenentscheide zu treffen. Wichtig ist, dass die entsprechende Verwal-

tungseinheit eine einheitliche Praxis betreibt. Um diese Flexibilität beizubehalten, wird auf die 

Aufnahme einer starren „Aufwandgrenze“ im Gesetzestext verzichtet, zumal der Aufwand nicht 

allein mit einem fixen Zeitlimit definiert werden kann. 

 

Bei einem grösseren (nicht unerheblichen) Aufwand besteht die Möglichkeit, kostendeckende 

Gebühren zu erheben. In der Praxis führen Gebührenerhebungen in der Regel nicht zu Proble-

men. Für einen Gesuchsteller bzw. eine Gesuchstellerin wird erkennbar sein, warum die An-

frage mit einem grösseren Aufwand verbunden war. Es dürfte allgemein anerkannt werden, 

dass der Aufwand für eine derartige Leistung zu entgelten ist und nicht von der Allgemeinheit zu 

tragen ist. 

 

Beibehalten wird auch die Regelung, wonach bei wiederkehrenden Anfragen Einzelner der Ge-

samtaufwand zu berücksichtigen ist und in Rechnung gestellt werden kann. Es versteht sich da-

bei von selbst, dass sich diese Gesamtbetrachtung auf einen überblickbaren Zeithorizont be-

zieht. Einen massgebenden Zeithorizont im Gesetz zu definieren, wie dies von der CVP-Die 

Mitte verlangt wird, ist abzulehnen. Nicht umgesetzt wird zudem ihr Anliegen, dass Einsichtsge-

suche von Medien oder der Wissenschaft grundsätzlich kostenfrei seien. In der Regel wird die 

Verwaltung bei gemeinnützigen Zwecken oder für Medien auch bei einem höheren Aufwand die 

Kosten eher zurückhaltend überwälzen. In der Praxis zeigt sich jedoch oft, dass Anfragen von 



Botschaft des Regierungsrats zu einem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (Öffentlichkeitsgesetz) 

 

G-Nr. 2022-0073 Seite 8 | 42 

Studierenden oder Doktoranden zu einem erheblichen Aufwand für die Verwaltung führen, ob-

wohl die nachgefragten amtlichen Dokumente frei zugänglich sind. So erhält die Staatskanzlei 

beispielsweise regelmässig Anfragen zu Abstimmungen und Wahlen weit ins letzte Jahrtausend 

zurück. Die nachgesuchten Angaben sind aber lückenlos im Amtsblatt publiziert und sind zudem 

problemlos in der Kantonsbibliothek zu konsultieren. 

 

Beibehalten wird die Regelung, wonach bei einem offensichtlich ausserordentlichen Aufwand 

auf das Einsichtsgesuch gar nicht erst eingetreten werden muss. Es ist den Rückmeldungen 

aus der Vernehmlassung zuzustimmen, dass es sich dabei um eine schwer fassbare Regelung 

handelt. Wie aber schon dem Wortlaut der Bestimmung zu entnehmen ist, handelt es sich um 

ein „Notventil“. In Art. 6 Abs. 5 OeG wird von einem „offenkundig unverhältnismässig hohen Auf-

wand“ gesprochen. Die Hürden für die Anwendung dieser Bestimmung sind demnach sehr hoch 

angesetzt. Mit dieser Regelung soll verhindert werden, dass Einzelpersonen die Verwaltung ge-

radezu massiv mit Anfragen überhäufen. Die Umsetzung des Öffentlichkeitsgesetzes gilt es mit 

den bestehenden Personalressourcen zu bewerkstelligen. Somit muss der Verwaltung ein In-

strument zur Verfügung gestellt werden, das ihr erlaubt auf Einsichtsgesuche nicht einzutreten, 

wenn dadurch die Erledigung ihrer ordentlichen Aufgaben ungebührlich behindert würde. 

 

6.5 Unbestimmte Rechtsbegriffe 

Von verschiedenen Seiten wird eingewendet, dass die im Gesetzestext verwendeten Begriffe 

teilweise schwer verständlich und Abgrenzungen unklar seien. Die Formulierungen der Geset-

zesartikel orientieren sich an den Öffentlichkeitsgesetzen des Bundes und der anderen Kan-

tone. Vorteil einer einheitlichen Terminologie ist, dass in der Praxis auf die Grundlagen und die 

Rechtsprechung der anderen Kantone zurückgegriffen werden kann. So wird beispielsweise der 

Begriff des amtlichen Dokuments in den Öffentlichkeitsgesetzen einheitlich definiert. Bei Unklar-

heiten kann zur Klärung einer Abgrenzungsfrage auf die bestehende Literatur und Praxis des 

Bundes und anderer Kantone zurückgegriffen werden.  

 

Sinn und Zweck von offenen Formulierungen ist nicht, der Verwaltung möglichst viel Spielraum 

einzuräumen, um unliebsame Einsichtnahmen verhindern zu können. Vielmehr soll damit dem 

kaum begrenzten Anwendungsbereich des Gesetzes Rechnung getragen werden. Die Einsicht-

nahme in amtliche Dokumente ist nicht auf die klassischen Papierdokumente der kantonalen 

Zentralverwaltung beschränkt. Einsicht kann auch in Datenbanken oder in geschäftsrelevanten 

E-Mail-Verkehr genommen werden. Dieses breite Anwendungsspektrum gebietet geradezu of-

fene Formulierungen, um die gesetzlichen Bestimmungen im Einzelfall anwenden zu können.  

 

6.6 Öffentlichkeitsprinzip 

Es ist aufgrund der Rückmeldungen aus der Vernehmlassung nochmals der Grundgedanke des 

Öffentlichkeitsprinzips in Erinnerung zu rufen. Das Öffentlichkeitsprinzip gewährt einen allgemei-

nen Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente. Dabei wird nicht vorausgesetzt, dass irgend-

ein Interessennachweis erbracht oder das Gesuch begründet werden muss. Die gesuchten amt-

lichen Dokumente müssen auch nicht in einem – wie auch immer gearteten Zusammenhang – 

zur Person des Gesuchstellers bzw. der Gesuchstellerin stehen. Entsprechend umschreibt das 

Öffentlichkeitsgesetz, in welche amtlichen Dokumente nicht eingesehen werden darf und wie 

öffentliche und schützenswerte private Interessen zu schützen sind.  

 

Im Gegensatz dazu gibt es zahlreiche Bestimmungen, die Einsicht in amtliche Dokumente ge-

währen, wenn ein Interessennachweis erbracht wird. Zu erwähnen ist beispielsweise das Aus-

kunftsrecht beim Einwohnerregister (Art. 2 Abs. 1 Einwohnerregisterverordnung; GDB 113.11) 

oder der Anspruch auf Gewährung des rechtlichen Gehörs (Art. 11 Abs. 3 Kantonsverfassung 

[KV; GDB 101.0). In diesen Fällen besteht ein vom Öffentlichkeitsgesetz unabhängiger und wei-

tergehender Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente. Wiederum anders verhält es sich 

beim Datenschutzrecht. Dort besteht ein unbedingter Anspruch auf Einsicht in die persönlichen 
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Daten des Gesuchstellers oder der Gesuchstellerin (Art. 2 kantonales Datenschutzgesetz 

[kDSG; GDB 137.1] in Verbindung mit Art. 8 Bundesgesetz über den Datenschutz [DSG; 

SR 235.1]).  

 

Auf die weiteren Rückmeldungen aus dem Vernehmlassungsverfahren wird bei den Bemerkun-

gen zu den jeweiligen Bestimmungen näher eingegangen. 

 

7. Das neue Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (Öffentlichkeitsgesetz) 

Gemäss der Motion betreffend die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips in Obwalden 

(Nr. 52.19.02) vom 20. März 2019 kann die Regelung in Form eines Nachtrags eines bestehen-

den Erlasses erfolgen. 

 

Wie bereits unter Ziffer 3 ausgeführt, ist das Öffentlichkeitsprinzip derzeit kantonalrechtlich in 

Art. 3 StVG geregelt. Das Staatsverwaltungsgesetz richtet sich – wie der Titel schon sagt – an 

die Staatsverwaltung. Die Bestimmungen des Staatsverwaltungsgesetzes gelten – mit Aus-

nahme der Bestimmungen über das Verwaltungsverfahren – nicht für die Einwohnergemeinden 

(Art. 1 StVG). Mit der Motion soll das Öffentlichkeitsprinzip nicht nur für den Kanton detaillierter 

geregelt werden, sondern auch für die Einwohnergemeinden kantonalrechtlich verankert wer-

den. Die Umsetzung der Motion erfolgt aber nicht – wie angeregt – in Form eines Nachtrags zu 

einem bestehenden Gesetz (konkret zum Staatsverwaltungsgesetz), sondern in Form eines ei-

genständigen Erlasses. Zum einen weicht der in der Motion verlangte Geltungsbereich des Öf-

fentlichkeitsprinzips vom Geltungsbereich des Staatsverwaltungsgesetzes ab, andererseits 

spricht auch der im Erlasstitel des Staatsverwaltungsgesetzes enthaltene Begriff der „Staatsver-

waltung“ gegen eine Aufnahme von Regeln über die Öffentlichkeit amtlicher Dokumente der 

Einwohnergemeinden und der Gerichte. 

 

Die Umsetzung der Motion erfolgt in Form eines formellen Gesetzes. Zwar finden sich heute in 

allen Gemeindeordnungen – analog zur Regelung in Art. 3 StVG – Regelungen zum Öffentlich-

keitsprinzip. Dennoch stellt die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Öffentlichkeitsprinzips 

auf die Gemeinden (Einwohner-, Bezirks-, Bürger- und Kirchgemeinden) durch den Kanton ei-

nen – wenn auch nicht weitgehenden – Eingriff in die kommunale Organisation dar. Nach Art. 

60 KV sind Bestimmungen, welche die Organisation von Gemeinden allgemein gültig festlegen, 

in Form eines Gesetzes zu kleiden. Eine verfassungsrechtliche Grundlage, welche dem Kanton 

erlauben würde in die Organisationsfreiheit der Gemeinden einzugreifen, bedarf es zur Umset-

zung der Motion nicht.  

 

Die Motion zur Einführung des Öffentlichkeitsprinzips scheint sich primär an die Exekutive des 

Kantons und der Einwohnergemeinden sowie die Judikative zu richten. So wird ausdrücklich 

von der kantonalen Staatsverwaltung und der Justiz gesprochen. Jedoch werden auch die drei 

Staatsgewalten und „staatliche Behörden“ erwähnt. Es ist nicht einsichtig, warum das Öffent-

lichkeitsprinzip nicht auch für die Legislative gelten soll, die ebenfalls „im Namen und Auftrag 

des Volkes“ handelt, wie dies in der Motionsbegründung erwähnt wird. Auch der in der Motion 

erwähnten Beschränkung auf die Einwohnergemeinden kann nicht gefolgt werden. Das Öffent-

lichkeitsprinzip soll kantonalrechtlich auch für die Bezirks-, Bürger- und Kirchgemeinden gelten. 

Entsprechend schliesst der Geltungsbereich des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip den 

Kantonsrat als Legislative sowie alle Gemeindearten (Einwohner-, Bezirks-, Bürger- und Kirch-

gemeinden; Art. 90 KV) mit ein.  

 

8. Aktive Informationspflicht und passives Informationsrecht 

Der Entwurf beschränkt sich auf das passive Informationsrecht und klammert die aktive Infor-

mationspflicht der Behörden aus bzw. belässt die bestehende Regelung unverändert. Auch in 

den anderen Kantonen beschränkt sich die Regelung der aktiven Informationspflicht der Behör-

den auf eine einzige oder wenige Bestimmungen, die mit der entsprechenden Formulierung in 
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Art. 3 StVG vergleichbar sind. So lautet beispielsweise der entsprechende Art. 4 des Öffentlich-

keitsgesetzes des Kantons St. Gallen wie folgt: „Das öffentliche Organ informiert von sich aus 

über seine Tätigkeit, soweit diese von allgemeinem Interesse ist. Es stellt sicher, dass alle Per-

sonen Zugang zur Information haben.“ Auch der Kanton Uri regelt die Informationspflicht in ei-

nem einzigen Artikel (Art. 5 Öffentlichkeitsgesetz des Kantons Uri): 

 
1 Die Behörden informieren die Bevölkerung über ihre Tätigkeit, soweit diese von allgemeinem 

Interesse ist und nicht überwiegende öffentliche oder private Interessen entgegenstehen. 
2 Der Regierungsrat informiert zudem über die Arbeit der kantonalen Verwaltung. Er kann diese 

Aufgabe den Direktionen oder Verwaltungsstellen übertragen, soweit deren Tätigkeitsbereich 

betroffen ist. 
3 Die Information erfolgt der Sache angepasst, klar und den Umständen entsprechend rasch. 

 

Es besteht keine Notwendigkeit, die geltende Regelung über die Informationspflicht der Staats-

verwaltung in das Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip zu überführen. Insbesondere besteht 

keine Notwendigkeit, die Informationspolitik der kommunalen Behörden kantonalrechtlich zu 

verankern, zumal die Einwohnergemeinden entsprechende Regelungen über die Informations-

pflicht in ihren Gemeindeordnungen aufgenommen haben. Die Informationspolitik der Gerichte 

richtet sich nach Art. 24 Abs. 3 des Gerichtsorganisationsgesetzes (GOG; GDB 134.1) und die 

gestützt darauf vom Obergericht erlassenen Richtlinien. Die Bestimmung von Art. 3 StVG ist 

aber insoweit anzupassen, als das passive Informationsrecht ausgeklammert wird, da es neu im 

Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip verankert ist. 

 

9. Öffentlichkeitsprinzip und Amtsgeheimnis 

Amtliche Dokumente unterstehen auch mit dem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip dem 

Amtsgeheimnis. Wer ein Geheimnis offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als Mitglied einer 

Behörde oder als Beamter anvertraut worden ist, oder das er in seiner amtlichen oder dienstli-

chen Stellung wahrgenommen hat, erfüllt den Straftatbestand der Amtsgeheimnisverletzung 

(Art. 320 Schweizerisches Strafgesetzbuch [StGB; SR 311.0]). Das Öffentlichkeitsprinzip 

schränkt aber die Anwendung dieser Strafbestimmung ein. Sind die Voraussetzungen für eine 

Einsichtgabe in amtliche Dokumente nach dem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip erfüllt, 

handelt der Betreffende gesetzeskonform und macht sich nicht strafbar (Art. 14 StGB). Durch 

das Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip wird der Anwendungsbereich des Straftatbestandes 

der Amtsgeheimnisverletzung zwar eingeschränkt, aber nicht untergraben.  

 

10. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

10.1 Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip 

 

Art. 1 (Zweck) 

Mit dem vorliegenden Gesetz soll der sehr allgemein formulierte Grundsatz in Art. 3 StVG präzi-

siert werden. Seit der Einführung von Art. 3 StVG ist die Staatsverwaltung dem Öffentlichkeits-

prinzip nachgekommen und hat von sich aus informiert oder auf Anfrage Einsicht in amtliche 

Dokumente gewährt. Zuweilen führte die rudimentäre Regelung zu Auslegungsschwierigkeiten. 

Ob und unter welchen Umständen Einsicht in amtliche Dokumente gegeben wurde, entscheidet 

sich im Einzelfall. Daran wird sich auch mit dem Öffentlichkeitsgesetz nichts ändern. Mit der de-

taillierten Regelung werden jedoch klarere Vorgaben für die Einsichtgabe bzw. die Verweige-

rung der Einsicht erlassen. Zudem legt das Gesetz den Verfahrensablauf fest.  

 

Das Öffentlichkeitsgesetz regelt den Zugang Privater zu amtlichen Dokumenten, nicht aber den 

Austausch von Informationen unter Behörden. Auskunfts- und Zugangsgesuche zwischen Be-

hörden und Amtsstellen sind – wie bisher – im Rahmen der ordentlichen Amts- und Rechtshilfe 

geltend zu machen. Spezialgesetzliche Auskunftsrechte bleiben vorbehalten. 

 



Botschaft des Regierungsrats zu einem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (Öffentlichkeitsgesetz) 

 

G-Nr. 2022-0073 Seite 11 | 42 

Das Gesetz bezweckt die Förderung der Transparenz der Tätigkeit des Kantons sowie der Ge-

meinden. Transparenz ist kein Selbstzweck, sondern sie dient zentralen Zielen in einem rechts-

staatlichen und demokratischen Gemeinwesen. Dazu gehört namentlich die Pflege der Bezie-

hung zwischen dem Gemeinwesen und den Bürgerinnen und Bürgern und die Stärkung der de-

mokratischen Mitwirkungs- und Kontrollrechte. Schliesslich soll das Gesetz auch das Vertrauen 

in die Tätigkeiten der Behörden und der Verwaltung fördern. 

 

Wie von Seiten der Einwohnergemeinden im Vernehmlassungsverfahren zu Recht einwendet 

wurde, hat die Bestimmung von Art. 1 Abs. 2 keinen eigenständigen, normativen Gehalt. Sie 

kann aber als Richtschnur bei der Anwendung des Gesetzes dienen. Dem Antrag der Einwoh-

nergemeinden auf Streichung dieser Bestimmung wird daher nicht gefolgt. 

 

Art. 2 (Geltungsbereich) 

In Art. 2 wird der Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes genau umschrieben. 

Art. 2 Abs. 1 Bst. a (Kantonsrat seine Organe und die von ihm gewählten Kommissionen) 

Der Geltungsbereich des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip schliesst auch den Kantons-

rat als Legislative und seine Organe mit ein. Neben den Organen des Kantonsrats (Ratspräsi-

dentin oder Ratspräsident, Ratsleitung und Kommissionen) gilt das Öffentlichkeitsgesetz auch 

für die vom Kantonsrat gewählten Kommissionen, beispielsweise die Einbürgerungskommis-

sion. Der Zugang zu amtlichen Dokumenten einer Parlamentarischen Untersuchungskommis-

sion unterliegt einer Sperrfrist von zehn Jahren (Art. 7 Abs. 2). Nachfolgend werden einzelne 

den Kantonsrat betreffende Punkte näher erläutert. 

 

a. Kantonsratsprotokoll 

Die Sitzungen des Kantonsrats sind öffentlich (Art. 56 Abs. 1 KV). Die allgemeinen Verhand-

lungsunterlagen werden im Internet veröffentlicht und können von Dritten gegen Gebühr schrift-

lich bezogen werden (Art. 12 Abs. 1 Kantonsratsgesetz [KRG; GDB 132.1]). Das Protokoll der 

Kantonsratssitzung wird nach der Genehmigung durch die Ratsleitung im Internet veröffentlicht 

(Art. 21 Abs. 2 Geschäftsordnung des Kantonsrats [GO KR; GDB 132.11]). Das Gesetz über 

das Öffentlichkeitsprinzip hat keine Auswirkungen auf den Zugang zum Protokoll. Insbesondere 

kann vor der Genehmigung des Protokolls durch die Ratsleitung nicht gestützt auf das Gesetz 

über das Öffentlichkeitsprinzip Einsicht in den Protokollentwurf genommen werden, da es sich 

um ein Dokument handelt, welches nicht fertiggestellt ist (siehe Ausführungen zu Art. 4 Abs. 2 

Bst. b OeG).  

 

Anders sieht die Situation bei der elektronischen Aufzeichnung der Verhandlungen aus. Die 

Aufzeichnung dient der Protokollierung und ist nach geltendem Recht nicht öffentlich. Jedoch 

kann die Ratsleitung in begründeten Fällen Abklärungen oder Einsichtnahme gestatten (Art. 19 

Abs. 1 und 2 GO KR). Zunächst ist festzuhalten, dass es sich bei der elektronischen Aufzeich-

nung der Verhandlungen um ein amtliches Dokument im Sinne des Gesetzes über das Öffent-

lichkeitsprinzip handelt. Entsprechend müsste in die elektronische Aufzeichnung „Einsicht“ ge-

währt werden, soweit kein Verweigerungsgrund gegeben ist. Aktuell sieht Art. 19 GO KR vor, 

dass „in begründeten Fällen“ Einsichtnahme gestattet werden kann. In der Motion wird zur Aus-

nahme vom Öffentlichkeitsprinzip ausgeführt: „Sofern zudem Unterlagen einzelner Teile der 

Staatsverwaltung als Ganzes vom Prinzip ausgenommen sein sollen, muss dies in einem for-

mellen Gesetz eine ausdrückliche Regelung finden.“ Dies ist so zu verstehen, dass Ausnahmen 

vom Öffentlichkeitsprinzip grundsätzlich in einem formellen Gesetz (oder zumindest in einem 

Erlass, der dem fakultativen Referendum untersteht) umschrieben werden müssen. In diesem 

Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass vor der Abschaffung der Landsgemeinde Verord-

nungen des Kantonsrats dem fakultativen Referendum unterstanden und Änderungen solcher 

„altrechtlicher“ Verordnungen auch heute noch dem Referendum unterstellt sind (Art. 115 Abs. 

4 KV). Derartige „altrechtliche“ Verordnungen genügen den Anforderungen an ein Gesetz im 
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formellen Sinn, da ihnen die gleiche demokratische Legitimation zukommt, wie einem referen-

dumspflichtigen Gesetz. Die Geschäftsordnung des Kantonsrats vom 21. April 2005 ist eine 

„neurechtliche“ Verordnung, welche nicht dem Referendum unterlag bzw. unterliegt. Sie ist da-

mit keine genügende Gesetzesgrundlage (im formellen Sinn) um das Öffentlichkeitsprinzip ein-

zuschränken. 

 

An der geltenden Regelung, wonach in die Verhandlungen des Kantonsrats primär über das 

(genehmigte) Verhandlungsprotokoll Einsicht zu gewähren ist, soll nichts geändert werden. Dies 

bedingt jedoch, dass diese Einschränkung des Öffentlichkeitsprinzips in einem formellen Ge-

setz festgeschrieben werden muss. Entsprechend ist im Gesetz über den Kantonsrat eine ent-

sprechende Delegationsnorm aufzunehmen. Nach Art. 65 KRG erlässt der Kantonsrat eine Ge-

schäftsordnung und regelt insbesondere den allgemeinen Ratsbetrieb, die Verfahrensordnung 

und die Protokollführung. Diese Delegationsregel ist in Bezug auf die Einschränkung des Öf-

fentlichkeitsprinzips dahingehend zu ergänzen: 

 

Art. 65 Abs. 2 Kantonsratsgesetz 
2 Er kann die Einsicht in amtliche Dokumente einschränken. 

 

Zu bemerken ist hierzu, dass es sich hierbei um eine Delegationsnorm an die Legislative han-

delt. Eine nähere Umschreibung der Rechtsetzungsbefugnisse ist nicht nötig. Es ist aber klar, 

dass der Kantonsrat gestützt auf diese Delegationsnorm in seiner Geschäftsordnung das ge-

setzlich verankerte Öffentlichkeitsprinzip nur einschränken und nicht generell ausser Kraft set-

zen kann. Die Bestimmung von Art. 65 Abs. 2 KRG stellt eine ausreichende gesetzliche Grund-

lage für die geltende Regelung in der Geschäftsordnung, wonach in die Aufzeichnung der Ver-

handlungen nur in begründeten Fällen Einsicht gewährt werden kann. 

 

Martin Stoll erachtet die Delegationsnorm an den Kantonsrat das Öffentlichkeitsprinzip einzu-

schränken, als zu umfassend. Die Kompetenz des Kantonsrats sei auf elektronische Aufzeich-

nungen zu beschränken. Diesem Vorschlag wird nicht Folge geleistet. Es obliegt dem Kantons-

rat weitergehende Einschränkungen des Öffentlichkeitsprinzips festzulegen.  

 

Mit einer Zweidrittelmehrheit der Stimmenden kann der Kantonsrat die Öffentlichkeit zur Wah-

rung wichtiger staatlicher Interessen oder aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes von der 

Behandlung eines Ratsgeschäfts ausschliessen (Art. 12 Abs. 2 KRG). Das entsprechende Be-

ratungsprotokoll wird nicht veröffentlicht und gesondert archiviert (Art. 21 Abs. 3 GO KR), die 

Aufzeichnung wird nach der Protokollierung gelöscht (Art. 19 Abs. 3 GO KR). Auch hier gilt zu 

bemerken, dass es sich beim Protokoll, den Unterlagen und der Aufzeichnung um amtliche Do-

kumente handelt. Der Ausschluss der Öffentlichkeit aus der Verhandlung bedeutet nicht, dass 

in die amtlichen Dokumente nicht Einsicht gegeben werden dürfte. Im Gesetz über das Öffent-

lichkeitsprinzip sind aber die Rahmenbedingungen verankert, nach welchen in amtliche Doku-

mente Einsicht zu geben ist. In der Regel werden bei einem Ausschluss der Öffentlichkeit die 

Voraussetzungen für die Verweigerung des Einsichtsrechts gegeben sein, beispielsweise der 

Schutz der Privatsphäre bei einem Personalgeschäft. Schlussendlich ist aber auch in diesen 

Fällen zu prüfen, ob und inwieweit öffentliche oder private Interessen gegen eine Einsichtgabe 

sprechen. Möglich ist natürlich, dass nur einzelne Passagen unter Verschluss gehalten werden. 

 

Die vorerwähnte Delegationsnorm im neuen Art. 65 Abs. 2 KRG stellt – wie bereits ausgeführt – 

eine ausreichende gesetzliche Grundlage für die Löschung der Aufzeichnung der Verhandlun-

gen über Beratungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit dar. Anzumerken bleibt, dass in die 

Aufzeichnung vor der Protokollgenehmigung nach Art. 4 Abs. 2 Bst. b und Art. 7 Abs. 1 OeG 

ohnehin nicht Einsicht gewährt werden könnte, weil die Aufzeichnung Grundlage für die Proto-

kollgenehmigung darstellt. Mit der Protokollgenehmigung wird die Aufzeichnung über Beratun-
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gen unter Ausschluss der Öffentlichkeit gelöscht. Aber selbst wenn die Aufzeichnung erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt gelöscht werden sollte, so könnte aus dem Öffentlichkeitsprinzip kein 

Anspruch auf Einsicht geltend gemacht werden. 

 

b. Ratsleitung 

Die Ratsleitung ist ein Organ des Kantonsrats. Amtliche Dokumente der Ratsleitung unterliegen 

dem Öffentlichkeitsprinzip. Soweit kein Verweigerungsgrund gegeben ist, ist Einsicht auch in 

amtliche Dokumente der Ratsleitung zu gewähren. Allfällige Einschränkungen beim Umfang der 

Einsichtnahme bleiben vorbehalten (vgl. Art. 6) OeG. 

 

c. Kommissionen 

Die Kommissionen verhandeln nicht öffentlich (Art. 14 Abs. 1 KRG). Kommissionsberatungen 

dienen der freien Meinungsbildung. Nach Art. 28 KRG dürfen dem Amtsgeheimnis unterste-

hende Gegenstände und die Urheber einzelner Meinungsäusserungen nicht bekannt gegeben 

werden. Vorbehalten bleiben – unter Wahrung des Amtsgeheimnisses – Äusserungen der Kom-

missionsmitglieder in den Fraktionen und im Kantonsrat sowie die Orientierung des Regierungs-

rats durch seine Mitglieder. 

 

Die Voraussetzungen für die Einsichtnahme in Kommissionsprotokolle sind in Art. 23 GO KR 

geregelt: 

 

Art. 23 b. Einsichtgabe 

 
1 Die Kommissionsprotokolle sind unter Vorbehalt von Absatz 2 und 3 vertraulich. Sie wer-

den, sofern die Kommission nicht anders beschliesst, zugestellt: 

a. den Mitgliedern der vorberatenden Kommission; 

b. dem zuständigen Departement; 

c. den Fraktionspräsidien auf Verlangen; 

d. der Staatskanzlei zuhanden der Gesetzesmaterialien und der Kantonsratsakten. 
2 Die Staatskanzlei kann nach Abschluss der Beratungen des Kantonsrats Dritten Einsicht in 

Kommissionsprotokolle gewähren, soweit ein Interesse im Rahmen der parlamentarischen 

Arbeit, der Rechtsanwendung oder der Wissenschaft glaubhaft gemacht wird. Bei Anständen 

entscheidet das Ratspräsidium. 
3 Mit der Rechtsgültigkeit der Erlasse entfällt die Vertraulichkeit. 

 

Die CVP-Die Mitte verlangt, dass Kommissionsprotokolle für wissenschaftliche Zwecke weiter-

hin eingesehen werden können. Diese Möglichkeit wird durch das Öffentlichkeitsgesetz bzw. 

die Änderung des Kantonsratsgesetzes und der Geschäftsordnung des Kantonsrats nicht ein-

geschränkt. Gemäss Art. 23 Abs. 2 des Entwurfs entfällt die Vertraulichkeit nach Abschluss der 

Beratungen im Kantonsrat. Ab diesem Zeitpunkt kann nach Massgabe des Öffentlichkeitsgeset-

zes Einsicht in die Kommissionsprotokolle gegeben werden, ohne Nachweis eines Interesses. 

 

Die CVP-Die Mitte und die CSP schlagen vor, die Kommissionsprotokolle den Kantonsräten zu-

zustellen. Gemäss Art. 23 GO KR werden die Kommissionsprotokolle den Kommissionsmitglie-

dern, dem zuständigen Departement, den Fraktionspräsidenten (auf Verlangen) und der Staats-

kanzlei (zuhanden der Gesetzesmaterialien und der Kantonsratsakten) zugestellt. Es steht der 

Kommission aber frei, den Verteiler zu ändern („…sofern die Kommission nicht anders be-

schliesst…“). An dieser bewährten Regelung soll nichts geändert werden. Es obliegt der jeweili-

gen Kommission festzulegen, wem die Kommissionsprotokolle – über den von der Geschäfts-

ordnung vorgeschriebenen Verteiler hinaus - zugestellt werden. 

 

Hinzuweisen ist auf die Regelung von Art. 23 Abs. 2 und 3 GO KR. Protokolle vorberatender 

Kommissionen zu Gesetzen und Verordnungen stellen sogenannte Materialien zu den Erlassen 
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dar, welche es ermöglichen, Sinn und Zweck einer Regelung genauer zu verstehen, wenn sich 

deren Sinn nicht direkt aus dem Wortlaut der Bestimmung ergibt. Aus diesem Grund sehen 

Abs. 2 und insbesondere Abs. 3 der vorzitierten Bestimmung vor, dass Einsicht in Kommissi-

onsprotokolle gewährt werden kann.  

 

Neben den Fachkommissionen bestellt der Kantonsrat mehrere ständige Kommissionen. Die 

Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission und die Rechtspflegekommission sind Auf-

sichtskommissionen, die insbesondere die Oberaufsicht über die Regierung und die Staatsver-

waltung sowie die Gerichte ausüben. Die Kommission für strategische Planung und Aussenbe-

ziehungen beschäftigt sich primär mit längerfristigen Planungen und interkantonalen Verträgen. 

Schliesslich prüft die Redaktionskommission Erlasse des Kantonsrats auf Sprache, Gesetzes-

technik und formale Übereinstimmungen mit der übrigen Gesetzgebung (Art. 29 ff. KRG). Bei 

besonderen Vorkommnissen von grosser Tragweite kann der Kantonsrat eine Parlamentarische 

Untersuchungskommission einberufen. 

 

Die Aufsichtskommissionen und die Parlamentarische Untersuchungskommissionen haben 

weitgehende Befugnisse. So können Aufsichtskommissionen beispielsweise in sämtliche Akten 

Einsicht nehmen oder Anhörungen mit Verwaltungsangestellten ohne Beizug eines Vorgesetz-

ten durchführen (zum Ganzen: Art. 44 KRG). Eine Parlamentarische Untersuchungskommission 

hat noch weitergehende Untersuchungsbefugnisse, vergleichbar mit einem Gericht (Art. 36 ff. 

KRG). 

 

Aufsichtskommissionen und die Parlamentarische Untersuchungskommission verfügen – ent-

sprechend ihren Aufgaben und Befugnissen – auch über sensible amtliche Dokumente. Des-

halb rechtfertigt sich eine Abstufung bei der Einsicht in amtliche Dokumente der verschiedenen 

Kommissionen. Bei Fachkommissionen, die ein Geschäft des Kantonsrats vorberaten, darf neu 

bereits nach Abschluss der Beratungen im Kantonsrat Einsicht in amtliche Dokumente gegeben 

werden. Während nach geltendem Recht nach der Beschlussfassung durch den Kantonsrat 

Einsicht in amtliche Dokumente des Kantonsrats nur bei Nachweis eines speziellen Interesses 

gewährt werden kann, entfällt diese Voraussetzung zukünftig. So kann auch während einer lau-

fenden Referendumsfrist Einsicht in die amtlichen Dokumente einer vorberatenden Kommission 

verlangt werden, ohne dass hierfür ein spezielles Interesse glaubhaft gemacht werden muss. 

Damit wird die Transparenz im Rahmen eines Rechtsetzungsverfahrens erhöht. Insbesondere 

bei Rechtsetzungsgeschäften wird in der Regel kein Grund gegeben sein, welcher eine Ein-

schränkung der Einsicht gebieten würde.  

 

Bei Aufsichtskommissionen ist jeweils im Einzelfall zu klären, ob und inwieweit nach Abschluss 

der Beratungen im Kantonsrat Einsicht in amtliche Dokumente gewährt werden kann. Im Ge-

gensatz zu einer vorberatenden Kommission im Rahmen eines Rechtsetzungsgeschäfts dürften 

bei Aufsichtskommissionen eher Gründe gegeben sein, die gegen eine (vollständige) Einsicht in 

amtliche Dokumente sprechen. Zu bemerken ist, dass bei einer Aufsichtskommission nur Ein-

sicht in amtliche Dokumente beantragt werden kann, welche die entsprechende Kommission 

selber erstellt hat. Amtliche Dokumente Dritter können nur dann über die Aufsichtskommission 

eingesehen werden, wenn die entsprechenden Dritten nicht dem Öffentlichkeitsgesetz unterste-

hen und die Kommission Hauptadressatin des entsprechenden Dokuments ist. Das Gesuch um 

Einsicht in Akten des Regierungsrats oder der Staatsverwaltung ist an diejenige Stelle zu rich-

ten, welche das Dokument erstellt hat, selbst wenn eine Aufsichtskommission Hauptadressatin 

ist (Art. 8 Abs. 1 OeG). 

 

Eine generelle Einschränkung des Einsichtsrechts rechtfertigt sich bei amtlichen Dokumenten 

einer parlamentarischen Untersuchungskommission. Diese unterliegen einer generellen Sperr-

frist von zehn Jahren seit Auflösung der Kommission bzw. dem Kantonsratsbeschluss zur Ein-
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stellung der Untersuchung. Grund hierfür sind die weitgehenden Untersuchungsbefugnisse ei-

ner Parlamentarischen Untersuchungskommission, die mit einem gerichtlichen Verfahren ver-

gleichbar ist. Einsicht in amtliche Dokumente einer Parlamentarischen Untersuchungskommis-

sion kann nach Ablauf der Sperrfrist im Rahmen der Vorschriften des Öffentlichkeitsgesetzes 

gewährt werden. Damit bleiben öffentliche Interessen und schützenswerte Privatinteressen 

auch nach Ablauf der Sperrfrist gewährt. 

 

Nach dem Ausgeführten sind die Bestimmungen von Art. 28 KRG und Art. 23 GO KR dahinge-

hend anzupassen, dass die Kommissionsprotokolle bis zum Abschluss der Beratung im Kan-

tonsrat vertraulich sind. Es besteht kein Grund, warum erst nach Rechtsgültigkeit des Erlasses 

(oder des Geschäfts) Einsicht in die amtlichen Dokumente der Kommissionen gegeben werden 

dürfte. Die vorgeschlagene Anpassung führt dazu, dass nach Abschluss der Beratung eines 

Geschäfts im Kantonsrat - aber noch während einer allenfalls laufenden Referendumsfrist - Ein-

sicht in Kommissionsprotokolle verlangt werden kann, ohne dass ein spezifisches Interesse 

glaubhaft gemacht werden müsste. 

 

Nicht sämtliche Geschäfte einer Kommission führen zu einer Beratung im Kantonsrat. In diesen 

Fällen ist nach den allgemeinen Regeln des Öffentlichkeitsgesetzes Einsicht in amtliche Doku-

mente einer Kommission zu gewähren. Einsicht darf aber auch in diesem Fall erst nach Ab-

schluss der Kommissionsarbeiten gewährt werden, d.h. wenn die Kommission abschliessend 

über das Geschäft beraten hat.  

 

Art. 28 KRG 

 
1 Die Kommissionsberatungen dienen der freien Meinungsbildung. 
2 Bis zur Beschlussfassung durch den Kantonsrat bzw. bis zum Abschluss der Kommissions-

arbeit dürfen nicht bekannt gegeben werden dürfen: 

a. dem Amtsgeheimnis unterstehende Gegenstände der Kommissionsberatungen; 

b. die Urheber einzelner Meinungsäusserungen. 
3 Die Kommissionsmitglieder dürfen sich unter Wahrung des Amtsgeheimnisses in den Frak-

tionen und im Kantonsrat über die Kommissionsverhandlungen äussern. Die Orientierung 

des Regierungsrats durch seine Mitglieder beliebt vorbehalten. 

 

Art. 23 GO KR 

 
1 Die Kommissionsprotokolle sind vertraulich. Sie werden, sofern die Kommission nicht an-

ders beschliesst, zugestellt: 

a. den Mitgliedern der vorberatenden Kommission; 

b. dem zuständigen Departement; 

c. den Fraktionspräsidien auf Verlangen; 

d. der Staatskanzlei zuhanden der Gesetzesmaterialien und der Kantonsratsakten. 
2 Nach Abschluss der Beratungen des Kantonsrats bzw. nach Abschluss der Kommissions-

arbeit kann Dritten nach Massgabe des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip Einsicht in 

die amtlichen Dokumente der Kommissionen gewährt werden. Für die Rechtsanwendung 

können die Protokolle der vorberatenden Kommission zu einem Erlass veröffentlicht werden. 

 

Vorbehalten bleibt die Sperrfrist bei amtlichen Dokumenten einer Parlamentarischen Untersu-

chungskommission (Art. 7 Abs. 2 OeG). 

 

Die Kann-Formulierung im ersten Satz von Art. 23 Abs. 2 GO KR bedeutet nicht, dass die Ein-

sicht auch verweigert werden könnte. Ist kein Verweigerungsgrund nach dem Gesetz über das 

Öffentlichkeitsprinzip gegeben, besteht ein Anspruch auf Einsicht in die amtlichen Dokumente 
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der Kommissionen. Zeitlich kann – wie ausgeführt – die Einsichtnahme aber erst nach Ab-

schluss der Beratungen im Kantonsrat gewährt werden. Damit wird eine freie Meinungsbildung 

im Kantonsrat ohne Druck von aussen gewährleistet. 

 

Die CVP-Die Mitte verlangt, Kommissionsprotokolle generell zu publizieren. Diese Forderung 

wird aus verschiedenen Gründen abgelehnt. Es ist denkbar, dass überwiegende private und öf-

fentliche Interessen gegen eine Publikation der Kommissionsprotokolle sprechen. Entsprechend 

müsste vor der Publikation der Kommissionsprotokolle systematisch eine umfassende Prüfung 

jedes Dokuments vorgenommen werden, was zu einem zusätzlichen enormen Verwaltungsauf-

wand führen würde. Zudem sind in der Praxis primär Kommissionsprotokolle zu Erlassen län-

gerfristig für ein breiteres Publikum von Bedeutung. Es sei hier aber nochmals klargestellt, dass 

es sich bei der Publikation der Kommissionsprotokolle um eine Kann-Vorschrift handelt. Der 

Aufbau einer Plattform zur Publikation sämtlicher Materialien von Erlassen ist derzeit nicht ge-

plant. Es sei an dieser Stelle die Praxis der Staatskanzlei erwähnt, wonach in der elektroni-

schen Gesetzesdatenbank am Ende der Erlasse – neben anderen Informationen – auf die Ma-

terialien (Botschaft und Vorlage des Regierungsrats, Kantonsratsprotokoll) hingewiesen wird 

(siehe Beispiel Kantonsverfassung): 

 

Informationen zum Erlass 

 

Ursprüngliche Fundstelle: OGS 1973, 1, Gewährleistungsbeschluss des Bundes vom 3. 

Dezember 1968 (BBl 1968 II 1288) 

 

Geändert durch: 

… 

- Nachtrag vom 26. November 2017, Botschaft und Vorlage des Regierungsrats vom 10. 

Januar 2017, Sitzungen des Kantonsrates vom 24. März und 31. Mai 2017 (21.17.01), 

Abstimmungserläuterungen vom 26. November 2017 (OGS 2017, 57), Ergebnis der 

Volksabstimmung vom 26. November 2017 (OGS 2017, 58), Gewährungsbeschluss des 

Bundes vom 17. September 2018 (BBl 2018 6287), in Kraft seit 1. Januar 2018 (OGS 

2017, 61) 

 

Es ist denkbar, dass die Staatskanzlei die Praxis dahingehend ergänzt, dass zukünftig auch ein 

Hinweis auf die Kommissionsprotokolle angebracht wird, damit diese leichter auffindbar sind. 

 

Zur Frage, wer für die Behandlung von Gesuchen an kantonsrätliche Kommissionen zuständig 

ist, wird auf die Erläuterungen zu Art. 10 OeG verwiesen. 

 

Kommissionsprotokolle stellen für die Rechtsanwendung wichtige Informationsquellen dar. Inso-

fern wäre es sinnvoll, wenn die Kommissionsprotokolle zu Erlassen des Kantonsrats generell 

einsehbar wären. Entsprechend wird Art. 23 Abs. 2 GO KR dahingehend ergänzt, dass diese 

Erlassmaterialen veröffentlicht werden können. Ob und in welcher Form die Materialien veröf-

fentlicht werden, hat die Ratsleitung zu entscheiden. Für die Rechtsanwendung sind faktisch 

nur Materialien zu Erlassen von Bedeutung, welche auch in Kraft treten. Entsprechend würde 

es keinen Sinn machen, wenn Materialien zu Erlassen veröffentlicht würden, welche vom 

Stimmvolk im Rahmen einer Referendumsabstimmung abgelehnt würden. Auf Antrag könnte 

aber auch in solchen Fällen bzw. wenn der Kantonsrat auf eine Vorlage gar nicht eingetreten 

ist, Einsicht in amtliche Dokumente der Kommissionen gegeben werden. 

 

Die Einwohnergemeinden und die SP geben zu bedenken, bei Einsicht in die entsprechenden 

Akten die Gefahr bestehe, dass sich Kommissionsmitglieder nicht mehr frei äusserten. Hierzu 

ist zu bemerken, dass schon nach geltendem Recht Einsicht in Kommissionsprotokolle des 

Kantonsrats genommen werden kann (Art. 23 GO KR). 
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Art. 2 Abs. 1 Bst. b (Regierungsrat und ihm nachgelagerte Behörden und Kommissionen, De-

partemente und Amtsstellen) 

Die Verhandlungen des Regierungsrats sind nach Art. 16 Abs. 4 OV nicht öffentlich. Wie beim 

Protokoll des Kantonsrats bei Ausschluss der Öffentlichkeit ging der Regierungsrat in seiner 

Praxis bisher davon aus, dass damit auch das Protokoll der Regierungsratssitzungen nicht öf-

fentlich ist. An dieser Auffassung kann und soll unter der Herrschaft des Gesetzes über das Öf-

fentlichkeitsprinzip nicht mehr festgehalten werden. Wie in anderen Kantonen kann zukünftig 

auch in die amtlichen Dokumente des Regierungsrats Einsicht genommen werden. Im Gesetz 

über das Öffentlichkeitsprinzip werden die Schranken des Einsichtsrechts detailliert aufgeführt. 

Damit legt der Gesetzgeber klar fest, unter welchen Voraussetzungen Einsicht gewährt werden 

muss bzw. unter welchen Voraussetzungen ein Einsichtsgesuch abgelehnt werden kann. Somit 

bleiben bei der Einsichtnahme in amtliche Dokumente des Regierungsrats die Einschränkungen 

(Art. 6 OeG) und die besonderen Fälle (Art. 7 OeG) vorbehalten. 

 

Der Geltungsbereich des Gesetzes umfasst ferner die dem Regierungsrat nachgelagerten Be-

hörden und Kommissionen (Personalkommission, Notariatskommission, Anwaltskommission, 

Jagdkommission, Kantonale Kulturpflegekommission usw.), Departemente und Amtsstellen. 

Grundsätzlich sind sämtliche amtlichen Dokumente auf Anfrage zur Einsicht freizugeben, soweit 

nicht ein Einschränkungs- bzw. Ausschlussgrund (Art. 6 OeG) oder ein besonderer Fall (Art. 7 

OeG) vorliegt. Insbesondere wird keine Einsicht in amtliche Dokumente im Zusammenhang mit 

Verwaltungs- und Verwaltungsbeschwerdeverfahren gewährt (siehe Erläuterungen zu Art. 2 

Abs. 2 Bst. a OeG). 

 

Art. 2 Abs. 1 Bst. c (Gerichtsbehörden, soweit sie Verwaltungsaufgaben erfüllen) 

Auf die Gerichtsbehörden des Kantons (Obergericht, Kantonsgericht, Kantonsgerichtspräsi-

dium, Schlichtungsbehörde, Staatsanwaltschaft und Steuerrekurskommission; Art. 1 ff. GOG) 

findet das Öffentlichkeitsprinzip nur für die administrative Tätigkeit Anwendung (z.B. Organisa-

tion, Rechenschaftsberichte, Budget). Ausgeschlossen ist hingegen der Bereich der Rechts-

pflege. Dieser Bereich umfasst sämtliche laufenden und abgeschlossenen zivil-, straf- und ver-

waltungsrechtlichen Verfahren, Strafuntersuchungen, Schiedsverfahren sowie internationale 

Rechts- und Amtshilfe. Entsprechend gilt das Gesetz auch nicht für die Kantonspolizei, soweit 

sie als Strafverfolgungsorgan handelt.  

 

Es bleibt aber darauf hinzuweisen, dass die Verhandlungen der Gerichte, mit Ausnahme der Ur-

teilsberatung, grundsätzlich öffentlich sind. Zudem wird im Rahmen der Justizöffentlichkeit 

grundsätzlich auch Einsicht in Urteile gewährt. Die einzelnen Verfahrensordnungen (Zivilpro-

zess- und Strafprozessordnung) regeln die Ausnahmen.  

 

Art. 2 Abs. 1 Bst. d (Gemeinderäte, kommunale Kommissionen und die Gemeindeverwaltun-

gen) 

Nach der Motion soll das Öffentlichkeitsprinzip auch für die Einwohnergemeinden im kantonalen 

Recht verankert werden. Damit wären die Bezirks-, Bürger- und Kirchengemeinden vom Gel-

tungsbereich des Gesetzes ausgenommen. Entgegen der Motionsbegründung werden nicht nur 

die Einwohnergemeinden, sondern alle Gemeindearten gemäss Art. 90 KV (Einwohner-, Be-

zirks-, Bürger- und Kirchgemeinden) in den Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes aufge-

nommen.  

 

Neben den Einwohner- und Kirchgemeinden unterliegen damit auch die Bezirksgemeinde 

Sachseln, welche für die Wasserversorgung (ausgenommen Flüeli-Ranft) zuständig ist, und die 

Bürgergemeinde Engelberg, welcher unter anderem das Einbürgerungswesen obliegt, dem Öf-

fentlichkeitsgesetz. Hingegen sind die althergebrachten Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
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(Art. 107 KV) sowie Flur- und Wuhrgenossenschaften vom Geltungsbereich des Öffentlichkeits-

gesetzes ausgenommen. Dies entspricht einerseits den Vorgaben der Motion, andererseits soll 

nicht in die Autonomie dieser Einrichtungen eingegriffen werden. 

 

Keine spezielle Erwähnung bedarf die Gemeindeversammlung. Wie die Kantonsratssitzungen 

sind auch die Gemeindeversammlungen öffentlich (Art. 56 Abs. 1 KV). Entsprechend kann in 

alle amtlichen Dokumente der Gemeindeversammlung Einsicht genommen werden. Ausgenom-

men hiervon ist einzig die Einsicht in die Stimmabgaben bei einer geheimen Abstimmung nach 

Art. 23a des Abstimmungsgesetzes (AG; GDB 122.1). 

 

In Bezug auf die Gemeinderäte und die Gemeindeverwaltung kann auf das bereits Ausgeführte 

verwiesen werden. Speziell zu erwähnen ist, dass die Mitglieder der Rechnungsprüfungskom-

missionen (RPK) bzw. die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommissionen (GRPK) der Ge-

meinden nach Art. 98 des Finanzhaushaltsgesetzes (FHG; GDB 610.1) zur Verschwiegenheit 

über amtliche Angelegenheiten und Wahrnehmungen verpflichtet sind. Diese gesetzlich statu-

ierte Geheimhaltungspflicht gilt weiterhin, wird indessen relativiert, wenn die Voraussetzungen 

für eine Einsichtnahme in amtliche Dokumente der RPK bzw. der GRPK nach dem Öffentlich-

keitsgesetz gegeben sind. Bereits heute öffentlich sind der Bericht und Antrag der RPK bzw. 

GRPK an die Gemeindeversammlung gemäss Art. 100 FHG. 

 

Schliessen sich Gemeinden für eine gemeinsame Aufgabenerfüllung zusammen (Gemeinde- 

oder Zweckverbände) unterliegen diese ebenfalls dem Öffentlichkeitsprinzip. Unter Gemeinde- 

und Zweckverbänden sind Verbände der Obwaldner Gemeinden gemeint. Erfolgt die Aufgaben-

erfüllung zusammen mit einer Gemeinde eines anderen Kantons, so kommt das Gesetz nicht 

automatisch zur Anwendung (siehe nachfolgende Ausführungen). 

 

Art. 2 Abs. 1 Bst. e (selbstständige und unselbstständige öffentlich-rechtlichen Anstalten des 

Kantons und der Gemeinden) 

Dem Gesetz sind grundsätzlich auch die selbstständigen und unselbstständigen Anstalten des 

Kantons und der Gemeinden unterstellt, soweit sie nicht ausdrücklich davon ausgenommen 

sind. Bei Anstalten, die ausschliesslich dem Kanton bzw. einer oder mehreren Obwaldner Ge-

meinden „gehören“, ist die Anwendung des Öffentlichkeitsprinzips unproblematisch. Besondere 

Beachtung ist indessen öffentlich-rechtlichen Anstalten zu schenken, die nicht ausschliesslich 

„im Eigentum“ des Kantons bzw. von Obwaldner Gemeinden stehen. So ist beispielsweise das 

Informatikleistungszentrum Obwalden – Nidwalden (ILZ) eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit 

eigener Rechtspersönlichkeit und Sitz in Sarnen, die gemeinsam von den Kantonen Obwalden 

und Nidwalden errichtet wurde (Art. 1 Vereinbarung über das Informatikleistungszentrum der 

Kantone Obwalden und Nidwalden [GDB 138.2]). Auch beim Verkehrssicherheitszentrum Ob-

walden/Nidwalden (VSZ) oder bei der gemeinsamen Arbeitslosenkasse handelt es sich um öf-

fentlich-rechtliche Anstalten, die von den beiden Kantonen errichtet wurden (Art. 1 Vereinba-

rung über ein Verkehrssicherheitszentrum der Kantone Obwalden und Nidwalden [Vereinba-

rung VSZ; GDB 771.4], Art. 1 Vereinbarung über eine gemeinsame öffentliche Arbeitslosen-

kasse der Kantone Obwalden und Nidwalden [GDB 855.111]). In den entsprechenden Verein-

barungen finden sich keine Regelungen über das Öffentlichkeitsprinzip. Es stellt sich daher die 

Frage, ob das Obwaldner Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip in derartigen Fällen zur An-

wendung gelangt.  

 

Es ist klar, dass der Kanton Obwalden nicht einseitig bestimmen kann, dass eine interkantonale 

Anstalt generell dem Öffentlichkeitsprinzip des Kantons Obwalden unterliegt. Dies gilt auch für 

den Fall, dass der Sitz der Anstalt, wie beim ILZ, im Kanton Obwalden liegt. Es erscheint auch 

nicht sinnvoll, wenn bei interkantonalen Anstalten in Bezug auf das Öffentlichkeitsprinzip diffe-

renziert wird zwischen der Aufgabenerfüllung für den Kanton Obwalden und den Kanton 

Nidwalden. Es kann nicht sein, dass amtliche Dokumente, welche sich teilweise auf den Kanton 
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Nidwalden beziehen und dort nicht dem Öffentlichkeitsprinzip unterstehen, auf dem Umweg 

über den Kanton Obwalden zugänglich gemacht werden. Anders würde es aussehen, wenn in 

beiden Kantonen das Öffentlichkeitsprinzip bestehen würde. In einem solchen Fall könnte das 

Öffentlichkeitsprinzip auch bei gemeinsamen öffentlich-rechtlichen Anstalten umgesetzt werden, 

wobei natürlich auch hier sichergestellt werden müsste, dass die strengeren Vorgaben des ei-

nen Kantons nicht durch den anderen Kanton unterlaufen würde. Die Anwendung des Öffent-

lichkeitsprinzips kann aber auch für diesen Fall nicht einseitig durch den Kanton Obwalden fest-

gelegt werden, sondern muss im Einvernehmen zwischen den beiden Kantonen erfolgen. Es ist 

davon auszugehen, dass bei zukünftigen interkantonalen Vereinbarungen die Frage des Öffent-

lichkeitsprinzips zu regeln sein wird.  

 

Dies bedeutet jedoch nicht, dass amtliche Dokumente interkantonaler öffentlich-rechtlicher An-

stalten gänzlich vom Öffentlichkeitsprinzip ausgenommen wären. In der Regel betreffen amtli-

che Dokumente interkantonaler öffentlich-rechtlicher Anstalten einen Sachverhalt in einem be-

stimmten Kanton. Soweit der Kanton Obwalden Hauptadressat des entsprechenden Dokuments 

ist, kann Einsicht in das Dokument der interkantonalen öffentlich-rechtlichen Anstalt bei der zu-

ständigen kantonalen Stelle verlangt werden (Art. 8 Abs. 1 OeG). Richtet sich das amtliche Do-

kument an zwei oder mehr Kantone (sprich: sind mehrere Kantone Hauptadressaten des Doku-

ments), so hat die zuständige Stelle zu entscheiden, inwieweit die Einsicht in das Dokument die 

Beziehung zu den anderen Kantonen beeinträchtigen könnte (sprich: würde durch die Einsicht 

in das Dokument das Geheimhaltungsinteresse des anderen Kantons beeinträchtigt; Art. 6 Abs. 

2 Bst. d OeG). 

 

Das Ausgeführte gilt nicht nur für öffentlich-rechtliche Anstalten, welche der Kanton gemeinsam 

mit anderen Kantonen errichtet hat (z.B. Laboratorium der Urkantone), sondern auch für allfäl-

lige Anstalten, welche Gemeinden mit ausserkantonalen Gemeinwesen errichten würden.  

 

Art. 2 Abs. 1 Bst. f (Natürliche Personen und juristische Personen des Privatrechts, soweit sie 

öffentliche Aufgaben erfüllen) 

Weiter unterstehen auch Dritte dem Öffentlichkeitsprinzip, soweit sie öffentliche Aufgaben erfül-

len. Als öffentliche Aufgaben gelten sämtliche gesetzlichen Aufforderungen an das Gemeinwe-

sen, Leistungen im Interesse des Gemeinwohls zu erbringen. Die Auslagerung öffentlicher Auf-

gaben auf private Organisationen (wie Fach- und Beratungsstellen, Museen, Zentren durch Ver-

eine, Stiftungen, Genossenschaften und andere Organisationen) erfolgt in der Regel durch eine 

Leistungsvereinbarung. Oft stellt die Erfüllung öffentlicher Aufgaben nicht das einzige Tätig-

keitsgebiet dieser Organisationen dar. Vielmehr üben diese meist auch eine nicht öffentliche 

Tätigkeit aus, in welcher sie in Konkurrenz zu anderen Anbietern stehen. Diese Institutionen 

und Personen unterstehen dem Öffentlichkeitsprinzip lediglich insoweit, als sie öffentliche Auf-

gaben der Kantons oder der Gemeinden erfüllen. Nur amtliche Dokumente, die sich auf diesen 

Bereich beziehen, sind unter dem Öffentlichkeitsprinzip zugänglich. Kein Zugangsrecht besteht 

hingegen für Dokumente, welche die private Tätigkeit betreffen. 

 

Die Regelung bezieht sich ausdrücklich auf Personen des Privatrechts, beispielsweise die Was-

serversorgung AG Engelberg. Nicht erwähnt wird die – selbstverständliche – Einschränkung, 

dass das Öffentlichkeitsgesetz aufgrund des Territorialitätsprinzips nur auf Personen des Privat-

rechts beziehen kann, welche die öffentlichen Aufgaben auf dem Gebiet des Kantons Obwalden 

ausüben. So untersteht beispielsweise der Verein E.L.B.E. Fachstelle für Lebensfragen mit Sitz 

in Luzern nicht dem Obwaldner Öffentlichkeitsgesetz, obwohl der privatrechtliche Verein im Auf-

trag des Kantons Obwalden (und der Kantone Nidwalden und Luzern) die gesetzlich vorge-

schriebenen Ehe-, Familien- und Schwangerschaftsberatungen durchführt. Eine Einsicht in amt-

liche Dokumente dieses Vereins wäre aber über die zuständige Stelle des Kantons möglich, so-

weit der Kanton Hauptadressat des Dokuments ist. Zu denken ist dabei beispielsweise an Ab-
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rechnungen oder Geschäftsberichte. Ausgeschlossen wäre selbstverständlich in diesem Bei-

spiel Einsicht in Akten mit persönlichen Angaben. Einerseits erhält der Kanton schon gar nicht 

amtliche Dokumente dieser Art, andererseits stünde einer Einsichtnahme auch der Schutz der 

Privatsphäre entgegen. 

 

Wird eine Aufgabe an eine Person übertragen, die nicht dem Privatrecht untersteht (z.B. den 

gemeinsamen Datenschutzbeauftragten der Kantone Schwyz, Obwalden und Nidwalden) 

kommt das Öffentlichkeitsgesetz nicht direkt zur Anwendung. Wird eine öffentliche Aufgabe 

nicht einer Person des Privatrechts übertragen, wird es sich in der Regel um ein anderes Ge-

meinwesen ausserhalb des Kantons handeln, womit das gleiche Problem besteht, wie bei inter-

kantonalen Anstalten. Aber auch hier gilt, dass Einsicht in amtliche Dokumente gewährt wird, 

wenn der Kanton oder die Gemeinde Hauptadressat ist. Es kann auf das bereits Ausgeführte 

verwiesen werden. Anders ist die Lage zu beurteilen, wenn beispielsweise eine Gemeinde eine 

Aufgabe auf eine andere Gemeinde im Kanton überträgt. In diesem Fall unterliegt die beauf-

tragte Gemeinde für diese Aufgaben dem Öffentlichkeitsgesetz.  

 

Auf bestehende Leistungsvereinbarungen mit Privaten hat das Öffentlichkeitsgesetz keine Aus-

wirkungen. Nach Art. 13 OeG sind diese vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips aus-

genommen. Damit wird sichergestellt, dass bestehende Leistungsvereinbarungen, in denen das 

Öffentlichkeitsprinzip nicht vorgesehen sind, nicht nachverhandelt werden müssen. In zukünfti-

gen Leistungsvereinbarungen wird der Aspekt des Öffentlichkeitsprinzips aber zu berücksichti-

gen sein. 

 

Abs. 2 Bst. a 

Das Öffentlichkeitsprinzip gilt nicht für Verwaltungsverfahren und Verfahren der Rechtspflege 

(Verwaltungsbeschwerdeverfahren sowie zivil- und strafrechtliche Verfahren). Damit sind so-

wohl streitige als auch nichtstreitige Verfahren vor allen Instanzen vom Geltungsbereich ausge-

nommen und zwar auch nach deren Abschluss. Als Verwaltungsverfahren im Sinne des Geset-

zes über das Öffentlichkeitsprinzip gelten Verfahren, die auf Erlass einer Verfügung ausgerich-

tet sind. Verfügungen sind individuelle, auf den Einzelnen gerichtete Hoheitsakte, durch den 

eine konkrete verwaltungsrechtliche Rechtsbeziehung rechtsgestaltend oder feststellend in ver-

bindlicher Weise geregelt wird. Anstelle des Begriffs „Verfügung“ wird oft der Ausdruck „Be-

schluss“ oder „Entscheid“ verwendet. Ebenfalls zu den Verwaltungsverfahren gezählt werden 

Aufsichtsbeschwerden. Bei Genehmigungsentscheiden ist zu differenzieren, ob es sich um ein-

zelfallweise Verfügungen handelt (z.B. Genehmigungsentscheid für die Unterschreitung eines 

kantonalen Mindestabstands nach Art. 53 Abs. 3 des Baugesetzes [BauG; GDB 710.1]) oder 

um die Genehmigung eines kommunalen Reglements oder einer kommunalen Ortsplanung 

durch den Regierungsrat (Art. 89 Abs. 3 KV, Art. 4 Bst. d BauG). Während es sich im ersten Fall 

um eine Verfügung handelt und die entsprechenden Baugesuchsakten nicht dem Öffentlich-

keitsprinzip unterliegen, kann in letztere Einsicht gegeben werden.  

 

Verwaltungsverfahren im Sinne des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip werden meist 

durch ein Gesuch von Privatpersonen in Gang gesetzt (z.B. Gesuch um Betriebsbewilligung), 

können aber auch von Amtes wegen eingeleitet werden (z.B. Verfahren zur Wiederherstellung 

des rechtmässigen Zustands). In solchen Verfahren ist der Schutz der Verfahrensbeteiligten hö-

her zu gewichten als das bedingungslose Einsichtsrecht der Öffentlichkeit. 

 

Das Einsichtsrecht der Parteien und Betroffenen bestimmt sich nach den einschlägigen Verfah-

rensbestimmungen. Nach Art. 3 der Verwaltungsverfahrensverordnung (VwVV; GDB 133.21) 

gilt als Partei, wer von der zu erlassenden Verfügung berührt wird, ein schutzwürdiges Interesse 

hat und sich am Verfahren beteiligt oder daran von Amtes wegen beteiligt wird. Im Beschwerde-

verfahren ist Partei, wer bereits vor der Vorinstanz Parteirechte ausübte und dies weiterhin tun 

will und jede Drittperson, die neu beschwert wird und Parteirechte ausüben will. Darüber hinaus 
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gewährt der Grundsatz des rechtlichen Gehörs nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts 

einen Anspruch auf Einsicht in Akten abgeschlossener Verfahren, sofern ein schutzwürdiges 

Interesse glaubhaft gemacht wird (BGE 129 I 249 Erw. 3). Nicht als Verwaltungsverfahren gel-

ten zudem formlose Anfragen oder Gutachteraufträge an die Verwaltung oder Behörden, da 

diese nicht durch eine Verfügung abgeschlossen werden. Sie unterliegen dem Öffentlichkeits-

prinzip, wobei in der Regel ein Ausschlussgrund nach Art. 4 OeG (kommerzielle Nutzung) oder 

Art. 6 OeG (Schutz der Privatsphäre) vorliegen dürfte. Anzumerken bleibt, dass einfache Aus-

künfte nicht als amtliche Dokumente gelten und daher keine Einsicht in entsprechende Informa-

tionen verlangt werden kann.  

 

Martin Stoll schlägt vor, dass Akten des Verwaltungsverfahrens oder abgeschlossener Verwal-

tungsrechtspflegeverfahren eingesehen werden können. Der Regierungsrat stuft die Schutzinte-

ressen der Parteien höher ein als das Interesse der Allgemeinheit an Einsicht in derartige Ak-

ten. Zu bedenken ist zudem, dass Einsicht in solche Akten nach dem Grundsatz des Anspruchs 

auf rechtliches Gehör gewährt wird, wenn ein schützenswertes Interesse glaubhaft gemacht 

wird. Ohnehin dürfte in den meisten Fällen ein rein persönliches Interesse an der Einsicht in ein 

bestimmtes Verwaltungsverfahren bestehen. Wichtige Entscheide des Regierungsrats und ihm 

nachgelagerter Behörden und Ämter sowie des Verwaltungsgerichts werden zudem seit 1966 in 

den Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsentscheiden (VVGE) bzw. den Obwaldner Gerichts- 

und Verwaltungsentscheiden (OGVE) publiziert. 

 

Vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips ausgenommen sind zudem Zivilverfahren, sei 

dies vor den Gerichtsbehörden oder Verwaltungsbehörden, also auch nicht-streitige Zivilverfah-

ren. Damit entfallen auch amtliche Dokumente im Zusammenhang mit einem Grundbucheintrag 

des Gemeinwesens und auch solche im Zusammenhang mit Rechtsgeschäften, welche von Ur-

kundspersonen beurkundet werden. Keine Einsicht wird zudem gewährt, wenn es sich um Ver-

fahren betreffend Werkverträge im Rahmen des öffentlichen Beschaffungswesens handelt. Un-

ter dem Begriff des Strafrechts ist auch das Verwaltungsstrafrecht zu verstehen. Das Strafver-

fahren umfasst auch das Vorverfahren, die Strafuntersuchung und das polizeiliche Ermittlungs-

verfahren zur Durchsetzung des Strafanspruchs. Schliesslich ist auch das Begnadigungsverfah-

ren als Bestandteil des Strafverfahrens zu qualifizieren. Ebenfalls nicht unter den Geltungsbe-

reich des Gesetzes fallen Schlichtungs- und Schiedsverfahren, sowie Verfahren der Amts- und 

Rechtshilfe und zwar unabhängig, ob es sich um kantonale, interkantonale oder internationale 

Ersuchen handelt. Das Akteneinsichtsrecht der Parteien und Dritter in Straf- und Zivilverfahren 

richtet sich nach den einschlägigen Bestimmungen der Zivil- und Strafprozessordnung. 

 

In der Motion wird ausdrücklich die Einsichtnahme in Urteile erwähnt. Das Bundesecht statuiert 

in Art. 54 der Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO; SR 272) und Art. 69 der Schweizeri-

schen Strafprozessordnung (StPO; SR 312.0) die Öffentlichkeit der Verhandlungen und Ur-

teilseröffnung und die Einsichtnahme in Urteile. Für das kantonal geregelte Verfahren vor dem 

Verwaltungsgericht verweist Art. 15 der Verordnung über das Verwaltungsgerichtsverfahren 

(VGV; GDB 134.14) für die Öffentlichkeit von Gerichtsverhandlungen und Urteilsverkündung auf 

die Zivilprozessordnung. Gerichtsurteile können von jedermann während einer Frist von 30 Ta-

gen eingesehen werden. Keine Einsicht wird aber in Urteile aus dem Bereich des Familien-

rechts gewährt oder wo dies beispielsweise aus Gründen des Opferschutzes angezeigt ist (vgl. 

zum Ganzen Richtlinien des Obergerichts über die Information der Öffentlichkeit und den Ver-

kehr mit Medien; www.ow.ch > Behörden > Justiz > Publikationen). Eine weitergehende kanto-

nalrechtliche Regelung ist nicht nötig. Die in der Motionsbegründung erwähnte „Geheimjustiz“ 

gibt es in Obwalden nicht. 
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Art. 2 Abs. 2 Bst. b und c 

Die Obwaldner Kantonalbank, das Kantonsspital, das Elektrizitätswerk Obwalden, die Aus-

gleichskasse Obwalden, die Familienausgleichskasse Obwalden und die Invalidenversiche-

rungs-Stelle Obwalden sind vom Anwendungsbereich des Gesetzes generell ausgenommen. 

Amtliche Dokumente dieser Einrichtungen würden grösstenteils unter einen Ausnahme- oder 

Verweigerungstatbestand nach Buchstabe c (wirtschaftlicher Wettbewerb) oder Art. 6 Abs. 3 

(Schutz der Privatsphäre, Geschäftsgeheimnis) fallen. Die generelle Ausnahme dieser Einrich-

tungen beeinträchtigt das Öffentlichkeitsprinzip deshalb nicht substanziell. Es lässt sich so aber 

unnötiger Verwaltungsaufwand und eine unergiebige Einzelfallbearbeitung vermeiden. Soweit 

diese Einrichtungen jedoch amtliche Dokumente an Stellen richten, die dem Öffentlichkeitsge-

setz untersteht, kann nach Massgabe von Art. 8 Abs. 1 bei der Hauptadressatin Einsicht ver-

langt werden. Grundsätzlich könnten auch andere Institutionen im Gesundheits- und Sozialver-

sicherungsbereich vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes ausgenommen werden. 

Soweit diese aber auf interkantonalen Verträgen beruhen (wie z.B. die Arbeitslosenkasse) fallen 

sie aber schon aus diesem Grund aus dem Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes. 

 

Ebenfalls nicht dem Öffentlichkeitsprinzip unterliegt das Gemeinwesen, in den Bereichen, in de-

nen es sich am wirtschaftlichen Wettbewerb beteiligt. Das gilt auch für Anstalten oder Private, 

die öffentliche Aufgaben erfüllen.  

 

Die CVP-Die Mitte, die EG Sarnen, der kantonale Datenschutzbeauftragte und Martin Stoll be-

antragen, dass auf einen Ausschluss der in Art. 2 Abs. 2 Bst. b genannten Anstalten und Stellen 

generell verzichtet oder der Ausschluss auf die wirtschaftliche Tätigkeit eingeschränkt werde. 

Martin Stoll beantragt zudem einen Einbezug von Dokumenten im Bereich des wirtschaftlichen 

Wettbewerbs. Ein Einbezug des wirtschaftlichen Tätigkeitsfelds in den Geltungsbereich lehnt 

der Regierungsrat kategorisch ab. Es darf nicht sein, dass beispielsweise Konkurrenten Einsicht 

in rein interne Dokumente einer der genannten wirtschaftlich tätigen Anstalten nehmen. Beim 

Kantonsspital und bei der Ausgleichskasse sind aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes ein 

Grossteil der Dokumente unter Verschluss zu halten. Schliesslich betrifft der Ausschluss nur 

rein interne Dokumente. In amtliche Dokumente, welche eine der genannten Anstalten oder 

Verwaltungseinheiten an den Kanton oder eine Einwohnergemeinde adressiert, kann dort Ein-

sicht genommen werden. Auch der Kanton Graubünden kennt einen vergleichbaren, teilweise 

weitergehenden Ausschluss. Gemäss Art. 3 des Öffentlichkeitsgesetzes des Kantons Graubün-

den gilt das Gesetz nicht für Leistungserbringer des Gesundheits- und Sozialwesens, insbeson-

dere für das Kantonsspital Graubünden, die Psychiatrischen Dienste Graubünden sowie für die 

Sozialversicherungsanstalt Graubünden. Zudem nehmen andere Kantone, wie beispielsweise 

die Kantone Zug, Uri und Schwyz die Kantonalbank vom Geltungsbereich des Öffentlichkeits-

prinzips aus. 

 

Art. 3 (Vorbehaltene Regelung) 

Das Datenschutzgesetz geht dem Öffentlichkeitsgesetz vor. Die Einsicht in amtliche Doku-

mente, die eigene Personendaten enthalten, richten sich nach den Bestimmungen des Daten-

schutzgesetzes.  

 

Die GLP schlägt eine klare Abgrenzung zwischen dem Einsichtsrecht nach Öffentlichkeitsge-

setz und dem Einsichtsrecht nach dem Datenschutzrecht vor. Die Abgrenzung entspricht derje-

nigen im Bundesrecht. Das Datenschutzgesetz erlaubt Einsicht in die persönlichen Daten des 

Gesuchstellers oder der Gesuchstellerin. Demgegenüber kann im Rahmen des Öffentlichkeits-

gesetzes nicht nur in Dokumente Einsicht genommen werden, welche die eigene Person betref-

fen. Deshalb sollen im Rahmen des Öffentlichkeitsgesetzes persönliche Daten möglichst ge-

schützt werden. Die Abgrenzung sollte in der Praxis nicht zu Problem führen, weshalb eine Prä-

zisierung nicht als notwendig erachtet wird.  
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Die Gesetzgebung kann amtliche Dokumente generell oder abweichend von den Regeln im Ge-

setz über das Öffentlichkeitsprinzip vom Öffentlichkeitsprinzip ausnehmen. Hierfür bedarf es 

aber – wie in der Motion verlangt wird – einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage. Die Vor-

gaben des Öffentlichkeitsgesetzes können nur in Form eines referendumspflichtigen Erlasses 

derogiert werden. Übergangsrechtlich können derartige Einschränkungen daher auch in refe-

rendumspflichtige (altrechtliche) Verordnungen aufgenommen werden (Art. 115 Abs. 4 KV). 

 

Martin Stoll befürchtet, dass ein Paradigmenwechsel nicht stattfinden kann, wenn ein genereller 

Ausschluss von als geheim bezeichneten Akten aufgenommen wird. Das Öffentlichkeitsgesetz 

stellt für die kantonale Verwaltung und die Einwohnergemeinden aber keinen Paradigmenwech-

sel dar. Schon im geltenden Recht ist das Öffentlichkeitsprinzip verankert. Die Befürchtung ist 

zudem unbegründet. Bereits im Vernehmlassungsentwurf wurden – soweit erforderlich – beste-

henden Geheimhaltungsbestimmungen auf eine formal-gesetzliche Grundlage gestellt (siehe 

nachstehende Ausführungen). Sollten in einzelnen Erlassen weiterhin Geheimhaltungsvorbe-

halte bestehen, die nicht auf einer formal-gesetzlichen Grundlage basieren oder sollten neue 

Geheimhaltungsvorbehalte nötig werden, wird dies im Rahmen zukünftiger Gesetzesrevisionen 

überprüft. 

 

Das geltende Recht kennt verschiedene Geheimhaltungsvorschriften, so beispielsweise das 

Steuergeheimnis (Art. 177 Steuergesetz [StG: GDB 641.4]), das Stimmgeheimnis (Art. 29 AG), 

oder die Geheimhaltungspflichten nach Art. 4 der Sozialhilfeverordnung [SHV; GDB 870.11; re-

ferendumspflichtige, altrechtliche Verordnung] und Art. 5 Abs. 3 Schätzungs- und Grundpfand-

gesetz [GDB 213.7]). Bei bestimmten Tätigkeiten statuiert die Gesetzgebung Verschwiegen-

heitspflichten (Art. 14 Beurkundungsgesetz [BeurkG; GDB 210.3], Art. 23 Tourismusgesetz [TG; 

GDB 971.3], Art. 21 Gesetz über die Familienzulagen [kFamZG; GDB 857.1] und Art. 98 FHG). 

Im Bereich der Sozialversicherungen gilt generell die Pflicht zur Verschwiegenheit (Art. 33 Bun-

desgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts [ATSG; SR 830.1]).  

 

Nicht speziell zu erwähnen sind die Geheimhaltungspflichten im Bereich der Obwaldner Kanto-

nalbank oder des Kantonsspitals, da diese Institutionen ohnehin vom Geltungsbereich des Ge-

setzes über das Öffentlichkeitsprinzip ausgenommen sind. 

 

Vielfach wird in der Gesetzgebung von Vertraulichkeit gesprochen. In der Regel sind vertrauli-

che Informationen nicht „geheim“ im Sinne des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip. Ver-

trauliche Dokumente sind meist nur für einen begrenzten Zeitraum „geheim“, mit Wegfall des 

Geheimhaltungsgrundes besteht keine Veranlassung für eine Geheimhaltung. Es ist im Einzel-

fall zu prüfen, ob eine gesetzliche Regelung unter vertraulichen Dokumenten eine generelle Ge-

heimhaltungspflicht statuiert oder nicht. Nachfolgend einige Beispiele: 

 

Nach Art. 3 Abs. 4 der Ausführungsbestimmungen über die Schuldienste (GDB 410.131) dürfen 

vertrauliche Informationen Dritten nur mit dem Einverständnis der betroffenen Person oder mit 

der Einwilligung der Departementsvorsteherin oder des Departementsvorstehers bekannt gege-

ben werden. Bei den Ausführungsbestimmungen handelt es sich nicht um eine ausreichende 

gesetzliche Grundlage für die Einschränkung des Öffentlichkeitsprinzips. Auch der Umstand, 

dass in der gleichen Bestimmung die Fachpersonen der Schweigepflicht unterstellt werden, 

stellt keine ausreichende gesetzliche Grundlage für eine generelle Einsichtsverweigerung dar. 

Soweit es sich aber um personenbezogene Informationen handelt, greift die Ausnahmeregelung 

von Art. 6 Abs. 3 Bst. a OeG (Schutz der Privatsphäre). Mit der geltenden Regelung in den Aus-

führungsbestimmungen wird einzig wiederholt, was ohnehin auch unter der Herrschaft des Ge-

setzes über das Öffentlichkeitsprinzip gilt. 
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Nach Art. 17 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen zum Submissionsgesetz (AB SubmG; GDB 

975.611) dürfen die eingereichten Unterlagen ohne das Einverständnis der Anbieterin oder des 

Anbieters oder ohne gesetzlich Grundlage weder genutzt noch an Dritte weitergeleitet oder die-

sen bekannt gemacht werden. Hierbei handelt es sich aber nur um Ausführungsbestimmungen, 

die keine ausreichende Grundlage für den Ausschluss des Einsichtsrechts begründen. Weder 

das Submissionsgesetz (GDB 975.6) noch die Interkantonalen Vereinbarung über das öffentli-

che Beschaffungswesen (IVöB; GDB 975.61) enthalten Geheimhaltungsverpflichtungen. In Art. 

11 Bst. g IVöB wird einzig die Vertraulichkeit von Informationen erwähnt. Klar ist, dass die Un-

terlagen während des laufenden Submissionsverfahrens nicht eingesehen werden können, da 

ansonsten Sinn und Zweck des Submissionsverfahrens unterlaufen würde. Die Bestimmung 

sagt aber nichts darüber aus, wie mit den eingereichten Unterlagen nach Abschluss des Verfah-

rens umzugehen ist. Um Klarheit hierüber zu schaffen, ist im Gesetz über das öffentliche Be-

schaffungswesen die formell-gesetzliche Grundlage zu schaffen, wonach der Regierungsrat in 

Ausführungsbestimmungen den Zugang zu den eingereichten Unterlagen beschränken kann. 

Damit behält die bestehende Regelung in Art. 17 der Ausführungsbestimmungen zum Submis-

sionsgesetz auch unter der Herrschaft des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip seine Gel-

tung. Soweit die Unterlagen dem Geschäfts- oder Fabrikaktionsgeheimnis unterliegen, beste-

hen ohnehin Einschränkungen oder ein gänzlicher Ausschluss für die Einsichtnahme (Art. 6 

Abs. 3 Bst. c OeG).  

 

Gemäss Art. 4 der Verwaltungsvereinbarung über die Lehraufsicht für Forstwarte (GDB 416.90) 

werden sämtliche Informationen und Daten vertraulich behandelt. Auch hierbei handelt es sich 

nicht um eine generelle Geheimhaltungsverpflichtung. Hier wird aber insbesondere der Schutz 

der Privatsphäre (Art. 6 Abs. 3 Bst. a OeG) einer umfassenden Einsichtnahme entgegenstehen. 

 

Nach Art. 6 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen über die externe Schulevaluation der Volks-

schulen (GDB 412.113) sind die erhaltenen Unterlagen sowie die daraus erstellten Auswertun-

gen vertraulich zu behandeln. Auch hierbei handelt es sich nicht um eine Geheimhaltungs-

pflicht, welche die Anwendung des Öffentlichkeitsprinzips generell ausschliessen würde. Viel-

mehr ist auch hier dem Schutz der Privatsphäre (Art. 6 Abs. 3 Bst. a OeG) Rechnung zu tragen.  

 

Nicht vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips ausgenommen sind auch Dokumente, 

die vom Urheber als „geheim“ oder „vertraulich“ bezeichnet werden. Andernfalls könnte der An-

wendungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips systematisch untergraben werden. Auch hier gilt: 

Wenn kein Verweigerungsgrund gegeben ist, muss Einsicht in das entsprechende Dokument 

gegeben werden, allenfalls mit Einschränkungen. Hinweise wie „geheim“, „intern“ oder „vertrau-

lich“ auf einem amtlichen Dokument signalisieren jedoch, dass aus Sicht der Stelle oder Be-

hörde Gründe gegeben sind, welche gegen eine Einsichtgabe sprechen. Ob tatsächlich Gründe 

für eine Einschränkung oder einen gänzlichen Ausschluss der Einsichtnahme gegeben oder 

weiterhin gegeben sind, ist im Einzelfall zu prüfen. Vorbehalten bleiben insbesondere Geheim-

haltungsinteressen Dritter (Art. 6 Abs. 3 Bst. c OeG). Soweit Dritte, die dem Gesetz über das 

Öffentlichkeitsprinzip nicht unterstehen, Informationen nur unter dem Vorbehalt der Verschwie-

genheit bzw. Vertraulichkeit preisgeben, darf das entgegengebrachte Vertrauen nicht über das 

Öffentlichkeitsprinzip unterlaufen werden. Zu denken ist beispielsweise an Dokumente ausser-

kantonaler Behörden oder Stellen, die nur für den „internen Gebrauch“ zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Es gibt zahlreiche Bereiche, in denen der Zugang zu amtlichen Dokumenten spezialrechtlich 

geregelt ist. Zu erwähnen ist beispielsweise die Einsicht in amtliche Dokumente des Grund-

buchs, des Handelsregisters, des Zivilstands- und Betreibungsamts oder der Zugang zu Geoba-

sisdaten. Hier gehen die spezialgesetzlichen Regelungen dem Öffentlichkeitsgesetz vor. Es ist 

klar, dass kostenpflichtige Informationen nicht über dem Umweg des Öffentlichkeitsprinzips un-
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entgeltlich zugänglich gemacht werden können. Gleiches gilt, wenn die Gesetzgebung die Ein-

sicht von einem Interessennachweis abhängig macht und selbstverständlich, wenn die Gesetz-

gebung die Einsicht generell verbietet. In all diesen Fällen dürfte aber ohnehin ein Ausschluss-

grund für die Einsichtgabe gemäss Art. 7 gegeben sein, so dass der Vorbehalt abweichender 

Regelungen faktisch nicht zu einer Einschränkung des Öffentlichkeitsprinzips führt. 

 

Das Öffentlichkeitsgesetz gilt auch für archivierte amtliche Dokumente. Für den Kanton gilt die 

Verordnung über das Staatsarchiv (GDB 131.21). Diese sieht vor, dass nach Ablauf der Schutz-

frist generell Einsicht in Unterlagen gewährt werden kann (Art. 9). Mit Ablauf der Schutzfrist ent-

fallen dementsprechend die Einschränkungsgründe des Öffentlichkeitsgesetzes. Nach Art. 10 

Abs. 2 der Verordnung über das Staatsarchiv kann der Regierungsrat bzw. das Obergericht 

aber für bestimmte Kategorien von Archivgut oder im Einzelfall die Einsichtnahme nach Ablauf 

der Schutzfrist zeitlich befristet beschränken oder untersagen, sofern ein überwiegendes schüt-

zenswertes öffentliches oder privates Interesse gegeben ist. Diese Möglichkeit soll weiterhin be-

stehen bleiben. So hat der Regierungsrat beispielsweise die Schutzfrist der vom Kantonsspital 

übernommenen Patientendokumentationen auf 120 Jahre verlängert. Zu bemerken ist in die-

sem Zusammenhang, dass es sich bei der Verordnung zum Staatsarchiv um einen Erlass han-

delt, der dem fakultativen Referendum unterstand und untersteht, und daher eine ausreichende 

gesetzliche Grundlage für die Einschränkung des Einsichtsrechts darstellt. Weiter ist darauf hin-

zuweisen, dass während der Schutzfrist die abliefernde Stelle für die Behandlung eines Ein-

sichtsgesuchs zuständig bleibt (Art. 8 Abs. 2 OeG, vgl. auch Art. 11 Abs. 1 Verordnung über 

das Staatsarchiv). Das Recht, nicht archivwürdige Unterlagen zu vernichten (Art. 6 und 8 Ver-

ordnung über das Staatsarchiv), wird durch das Öffentlichkeitsgesetz nicht eingeschränkt. 

 

Art. 4 (Amtliche Dokumente) 

Art. 4 Abs. 1 

Für das Öffentlichkeitsprinzip spielt der Begriff des amtlichen Dokuments eine zentrale Rolle. 

Beispiele für amtliche Dokumente sind Gutachten, Vernehmlassungseingaben, Statistiken oder 

Unterlagen von Projekt- und Arbeitsgruppen. 

 

Damit ein „amtliches Dokument“ vorliegt, müssen drei Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: 

- Die Information muss auf einem beliebigen Informationsträger aufgezeichnet sein. Daraus 

ergibt sich zunächst, dass die Art des Datenträgers ohne Belang ist. Als Dokumente kom-

men Textdokumente, Pläne, Zeichnungen und Bilder in Papierform ebenso wie Textdoku-

mente, Ton- oder Bildaufzeichnungen auf elektronischen Datenträgern in Betracht. Auch 

elektronische Nachrichten oder über das Internet oder das Intranet verbreitete Seiten stel-

len amtliche Dokumente dar, ebenso Datenbanken. Das BGÖ spricht in diesem Zusam-

menhang von amtlichen Dokumenten, „die durch einen einfachen elektronischen Vorgang 

erstellt werden können“. Statt Einsicht in die Datenbank zu geben, hat die angerufene Stelle 

ad hoc ein entsprechendes Dokument aus der Datenbank zu generieren, um dem Anspruch 

auf Einsicht zu genügen. 

- Das gewünschte Dokument muss sich tatsächlich im Besitz der angefragten Stelle befin-

den. Wurde das Dokument wieder dem Absender zurückgegeben, besteht keine Pflicht zur 

Wiederbeschaffung. Ist ein Dokument nicht mehr vorhanden, besteht keine Verpflichtung 

zur Rekonstruktion. Das Öffentlichkeitsprinzip führt nicht dazu, dass nicht existierende Do-

kumente erstellt werden müssten. Wird z.B. über eine Sitzung kein Protokoll geführt, so 

muss dieses nicht nachträglich erstellt werden. 

- Das Dokument muss sich auf die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe beziehen. Ob es sich 

um eine öffentliche Aufgabe handelt, ergibt sich aus der Verfassung und der Gesetzge-

bung. Auch ein privates Dokument gilt als amtlich und wird vom Gesetz erfasst, wenn es 

zur Ausübung einer öffentlichen Aufgabe verwendet wird. 
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Das Öffentlichkeitsprinzip führt nicht dazu, dass die Verwaltung verpflichtet wäre, sämtliche Vor-

gänge aktenmässig zu dokumentieren. So können einfache Auskünfte auch weiterhin formlos 

erteilt werden, ohne dass ein amtliches Dokument erstellt werden müsste. 

 

Die CVP-Die Mitte schlägt vor, dass Dokumente, die nicht von der öffentlichen Hand stammen 

bzw. nicht von der öffentlichen Hand bei Dritten in Auftrag gegeben wurden, nicht als amtliche 

Dokumente im Sinne des Öffentlichkeitsgesetzes gelten sollen. So sei aus der Praxis in ande-

ren Kantonen bekannt, dass die Einsichtnahme in Unterlagen des Bau- und Umweltbereichs zu 

schwierigen Konstellationen führen würden. Faktisch handle es sich dabei um Dokumente, an 

denen geistiges Eigentum Dritter bestehe und von Dritter Seite abgegolten würden. Dem ist ent-

gegenzuhalten, dass Immaterialgüterrechte gemäss Art. 6 Abs. 3 Bst. c OeG ausdrücklich als 

schützenswerte Privatinteressen genannt werden. Ein genereller Ausschluss solcher Doku-

mente ist daher nicht nötig. Abgesehen davon verbietet das Urheberrecht nicht, Einsicht in ur-

heberrechtlich geschützte amtliche Dokumente zu nehmen. Selbstverständlich wird das Urhe-

berrecht durch das Öffentlichkeitsgesetz nicht derogiert.  

 

Art. 4 Abs. 2 

Ebenfalls keine amtlichen Dokumente sind jene Informationen, welche vom Gemeinwesen, ei-

ner Anstalt oder einem Dritten kommerziell genutzt werden. Als kommerziell genutzt gilt jede In-

formation, die von der entsprechenden Stelle auf dem freien Markt gegen Entgelt angeboten 

wird, einschliesslich der Informationen, die unmittelbar der Herstellung von diesen Produkten 

dienen. Damit werden die Handlungsmöglichkeiten in einem marktwirtschaftlichen Umfeld ge-

wahrt. Zu denken ist in diesem Zusammenhang an Revisionsberichte, welche die kantonale Fi-

nanzkontrolle für Dritte (z.B. Stiftungen) erstellt. 

 

Einsicht kann nur in die definitive Fassung von amtlichen Dokumenten gegeben werden. Nicht 

fertig gestellte Dokumente können nicht eingesehen werden. Als fertig gestellt gilt ein Dokument 

vor allem, wenn es von der erstellenden Behörde unterzeichnet ist oder der Adressatin oder 

dem Adressaten definitiv übergeben wurde bzw. der zugrundeliegende Prozess abgeschlossen 

ist. Nicht fertig gestellt sind Entwürfe, provisorische Fassungen von Berichten, Sitzungsnotizen, 

Projektskizzen, Texte, die unter Behördenmitgliedern oder Mitarbeitenden zur Konsultation zir-

kulieren oder Protokolle, deren Genehmigung noch aussteht. Auch das Bundesrecht nimmt 

nicht fertiggestellte Dokumente vom Geltungsbereich des Öffentlichkeitsprinzips aus (Art. 5 

Abs. 3 Bst. b BGÖ). Inwieweit der Begriff des nicht fertiggestellten Dokuments näher definiert 

werden müsste/könnte, wie dies die CVP-Die Mitte vorschlägt, ist nicht erkennbar. 

 

Keine Einsicht wird zu Informationen gewährt, die zwar für dienstliche Zwecke verwendet wer-

den, deren Gebrauch aber ausschliesslich der Verfasserin, dem Verfasser oder einem eng be-

grenzten Personenkreis als Arbeitsmittel vorbehalten ist. Zu denken ist dabei an Notizen, Kor-

rekturvorschläge, Kurzzusammenfassungen, Gedankenstützen, Dispositionen zur Ausarbeitung 

eines Textes oder Skizzen für das Verfassen eines Textes. Im Zusammenhang mit dem An-

spruch auf Akteneinsicht wird für derartige Dokumente auch der Begriff „internes Dokument“ 

verwendet. Der Zugang zum amtlichen Dokumenten darf aber nicht dadurch unterlaufen wer-

den, dass Schattendossiers geführt werden. 

 

In der Vernehmlassung wurde die Frage aufgeworfen, ob fertiggestellte Aktennotizen als amtli-

che Dokumente gelten. Diese Frage ist zu bejahen. Keine Einsicht ist aber in Notizen zu ge-

währen, die ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch bestimmt sind. Die Definition der amtli-

chen Dokumente entspricht derjenigen des Bundes und der anderen Kantone. Eine weiterge-

hende Präzisierung im Gesetzestext ist nicht notwendig. Im Zweifelsfall können die Erläuterun-

gen, die Literatur oder die Praxis in anderen Kantonen zur Klärung des Begriffs herangezogen 

werden. 
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Die CVP-Die Mitte beantragt, die Definition der amtlichen Dokumente dahingehend zu präzisie-

ren, dass keine Schattendossiers geführt werden dürfen. Schattendossiers werden meist im Zu-

sammenhang mit Personalakten thematisiert. Es ist verboten, neben den offiziellen Personalak-

ten inoffizielle Aktensammlungen zu führen. Es versteht sich von selbst, dass generell neben 

den offiziellen Akten nicht geheime Dossiers geführt werden dürfen. Dies würde nicht nur dem 

Öffentlichkeitsprinzip, sondern auch der Aktenführungspflicht, dem Datenschutzrecht, dem An-

spruch auf Gewährung des rechtlichen Gehörs und weiteren Grundsätzen des Verwaltungshan-

delns widersprechen. Ein ausdrückliches Verbot von Schattendossiers braucht im Gesetz daher 

nicht verankert zu werden. 

 

Art. 5 (Grundsatz) 

Das Gesetz gewährt einen Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente, ohne dass ein schutz-

würdiges Interesse dargelegt oder glaubhaft gemacht werden muss. Bei der Anwendung des 

Gesetzes ist diesem Grundsatz nachzuleben. Die dem Gesetz unterworfenen Behörden und 

Stellen haben Einsicht in amtliche Dokumente zu gewähren. Nur bei Vorliegen eines Ausnah-

metatbestandes kann dieses Recht eingeschränkt werden. 

 

Das Recht auf Einsicht kommt jeder natürlichen oder juristischen Person zu, unabhängig vom 

Alter, vom (Wohn-)Sitz oder von der Nationalität. Wie bereits ausgeführt dient das Öffentlich-

keitsprinzip der Bevölkerung. Behörden können sich nicht über das Öffentlichkeitsgesetz Zu-

gang zu amtlichen Dokumenten verschaffen. Sie haben den Weg der Amts- und Rechtshilfe zu 

beschreiten. 

 

Martin Stoll verlangt, dass der Grundsatz zur Einsichtgewährung dahingehend ergänzt wird, 

dass die Verwaltungseinheiten auf Wunsch des Zugangsgesuchstellenden über die vorhande-

nen Dokumente und Datensätze orientieren. Die Forderung führt zu einem Anspruch auf 

„fishing expeditions“, wonach nicht nur um Einsicht in bestehende amtlichen Dokumente er-

sucht wird, sondern geforscht wird, ob zu einem mehr oder weniger bestimmten Thema Akten 

bestehen. Das würde zu einem ausufernden Aufwand für die angerufene Stelle führen. Es ist 

zudem klar, dass von einem Gesuchsteller oder einer Gesuchstellerin nicht verlangt werden 

kann, dass er bzw. sie das gesuchte Dokument mit Titel, Datum, Aktennummer oder ähnlichem 

genau benennen kann. Gemäss Art. 8 Abs. 3 OeG soll das amtliche Dokument „möglichst ge-

nau“ bezeichnet werden. Reichen die Angaben für die Identifizierung des Dokuments nicht aus, 

so ist die Verwaltung verpflichtet, nachzufragen und eine Präzisierung zu verlangen. Logischer-

weise beschränkt sich die Nachfrage nicht darauf, dass mehr Angaben nötig sind, um ein Doku-

ment zu identifizieren. Vielmehr wird die angerufene Stelle die zur Identifikation notwendigen 

Fragen stellen, bezogen auf ein konkretes Geschäft, auf einen bestimmten Zeitraum usw. Zu 

bedenken ist auch, dass es sich bei den Einwohnergemeinden als auch beim Kanton um über-

blickbare Gebietskörperschaften mit übersichtlichen Verwaltungsstrukturen handelt. In der Re-

gel ist Interessierten bekannt, welche Aufgaben die Verwaltung tätigt und welche Projekte ver-

folgt werden. 

 

Art. 6 (Einschränkung und Ausschluss des Zugangs) 

Die Einsicht in amtliche Dokumente kann nicht vorbehaltslos gewährt werden. Wo öffentliche 

oder überwiegende private Interessen entgegenstehen, wird die Einsicht verweigert oder einge-

schränkt. Welche öffentlichen Interessen einer Einsichtnahme entgegenstehen können wird in 

Absatz 2 beispielhaft aufgezählt. Martin Stoll, die CVP-Die Mitte und die EG Sarnen verlangen, 

dass die Einsicht nur bei „überwiegenden“ oder gar „zwingenden“ öffentlichen oder privaten In-

teressen eingeschränkt oder verweigert werden dürfe. Es versteht sich von selbst, dass bei der 

Beurteilung eines Gesuchs die verschiedenen, entgegenstehenden Interessen gegeneinander 

abgewogen werden müssen. Schon im geltenden Art. 3 StVG wird ganz allgemein „nur“ von 

entgegenstehenden öffentlichen oder schützenswerten privaten Interessen gesprochen. Nicht 
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gefolgt werden kann zudem dem Vorschlag der CVP-Die Mitte, dass nur „zwingende“ öffentli-

che Interessen zu einer Einsichtsverweigerung führen dürften, da unklar ist, was „zwingende“ 

öffentliche Interessen überhaupt wären.  

 

Keine Einsicht in amtliche Dokumente wird gewährt, wenn dadurch die öffentliche Ordnung und 

Sicherheit gefährdet werden könnte. Die CVP-Die Mitte verlangt, dass nur eine „ernsthafte Ge-

fährdung“ zu einer Einsichtsverweigerung führen dürften. Was genau der Unterschied zwischen 

„Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit“ und einer „ernsthaften Gefährdung der 

öffentlichen Ordnung und Sicherheit“ sein sollte, ist unklar. Es versteht sich von selbst, dass 

man ein Gesuch nicht mit der Begründung ablehnen darf, dass eine (nicht existierende) Gefähr-

dung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit bestehe. Nötigenfalls müsste diese Frage von der 

Rechtsmittelinstanz geklärt werden. Art. 10 Abs. 5 OeG sieht für diesen Fall ausdrücklich vor, 

dass die Rechtsmittelinstanz Zugang zu den entsprechenden amtlichen Dokumenten hat. Damit 

wird eine unabhängige Überprüfung eines solchen Einwands gewährleistet. 

 

Durch die vorzeitige Bekanntgabe von amtlichen Dokumente könnte die Entscheidfindung be-

einträchtigt werden. Die freie Meinungs- und Willensbildung von Behörden und Stellen soll nicht 

durch allzu starken Druck der Öffentlichkeit beeinträchtigt werden. Darüber hinaus darf das Öf-

fentlichkeitsprinzip nicht dazu führen, dass die Stellung des Gemeinwesens in Verhandlungen 

geschwächt werden könnte, weil beispielsweise Einsicht in Positionspapiere gegeben werden 

müsste. Nicht gefolgt kann zudem der Forderung, dass eine Einschränkung nur bei direkt be-

vorstehenden Verhandlungen möglich sein soll, wie dies von der CVP-Die Mitte und der EG 

Sarnen verlangt wird. Es ist kaum davon auszugehen, dass die Einsicht in amtliche Dokumente 

mit der Begründung verweigert würde, dass sie potenziell für eine nicht vorhersehbare Ver-

handlung von Bedeutung sein könnten. Natürlich muss eine Behörde bei der Verweigerung dar-

legen können, dass die Stellung in Verhandlungen tatsächlich beeinträchtigt werden könnte. 

Auch hier gibt es wiederum die Möglichkeit, das Argument von einer unabhängigen Rechtsmit-

telinstanz überprüfen zu lassen. 

 

Das Öffentlichkeitsprinzip darf auch nicht dazu führen, dass die Beziehung zu anderen Gemein-

wesen beeinträchtigt werden. Das wäre insbesondere dann der Fall, wenn eine Behörde oder 

eine Stelle im Kanton Obwalden Einsicht in amtliche Dokumente gewähren würde und sie 

dadurch Geheimhaltungspflichten eines anderen Gemeinwesens unterlaufen würde. Diese Ein-

schränkung wird in der Vernehmlassung von der CVP-Die Mitte kritisiert. Die Regelung ist aber 

eine Folge und Ausdruck des Territorialitätsprinzips, indem der Kanton Obwalden allenfalls we-

niger weitgehende Regelungen anderer Kantone respektiert, was – zumindest aus der subjekti-

ven Sicht des Kantons Obwalden – kein öffentliches Interesse darstellt.  

 

Schliesslich darf das Öffentlichkeitsprinzip auch nicht dazu führen, dass die Wirksamkeit von 

Massnahmen herabgesetzt oder gar vereitelt werden könnten. Die einzelnen Verweigerungs-

gründe sind im Konjunktiv abgefasst. Es geht um die Möglichkeit, dass die öffentliche Ordnung 

gefährdet oder die Verhandlungsposition geschwächt werden könnte. Eine tatsächliche Gefähr-

dung oder Schwächung ist nicht erforderlich, um die Einsichtgabe zu verweigern. 

 

In Absatz 3 werden schützenswerte private Interessen aufgelistet, die einer Einsichtgabe entge-

genstehen können: Schutz der Privatsphäre, Berufs-, Geschäfts- oder Fabrikationsgeheimnis, 

Geheimhaltungsinteressen Dritter und Immaterialgüterrechte. Wie in Absatz 2 handelt es sich 

hier nicht um eine abschliessende Aufzählung. Im konkreten Einzelfall können auch andere 

Gründe gegen die Einsichtgabe sprechen. 

 

Auf den Schutz der Privatsphäre kann sich jede Person berufen. Es geht um den Schutz von 

Persönlichkeitsrechten. Auch Mitarbeitende der Verwaltung haben Anrecht auf Achtung der 
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Persönlichkeit. Soweit Mitarbeitende der Verwaltung oder Mitglieder einer Behörde aber öffentli-

che Aufgaben übernehmen, geht es nicht um den Schutz der Privatsphäre. Zu denken ist bei-

spielsweise die Unterzeichnung einer Verfügung oder an eine in einem Gutachten zum Aus-

druck gebrachten Auffassung. Hierzu kann es von Bedeutung sein, wer in welcher Position ge-

handelt hat oder wer eine Meinung vertreten hat. 

 

Schliesslich kann auch das Geheimhaltungsinteresse Dritter zu einer Verweigerung der Ein-

sichtgabe führen. Grundsätzlich ist in Dokumente Dritter, die bei einer dem Gesetz unterstellten 

Behörde oder Stelle eingereicht werden, nach dem Öffentlichkeitsprinzip Einsicht zu gewähren. 

Das soll aber nicht dazu führen, dass den Behörden oder Stellen Informationen vorenthalten 

werden. Wenn Dritte Informationen ausdrücklich unter dem Vorbehalt einreichen, dass diese 

nicht weitergegeben werden, wäre eine Einsichtgabe wider Treu und Glauben. Nicht um „Dritte“ 

handelt es sich bei Personen, denen öffentliche Aufgaben nach Art. 2 Abs. 1 Bst. f OeG über-

tragen wurden. Diese unterliegen selber dem Öffentlichkeitsprinzip und können sich nicht auf 

ein Geheimhaltungsinteresse berufen. Auch das Urheberrecht kann gegen eine Einsichtgabe 

sprechen. 

 

Wie bereits ausgeführt, schliessen öffentliche oder überwiegende private Interessen eine Ein-

sichtgabe in amtliche Dokumente nicht generell aus. Die Einsichtsgabe kann auch einschränkt 

oder aufgeschoben werden. So kann beispielsweise nach Abschluss der Entscheidfindung Ein-

sicht in amtliche Dokumente gewährt werden. Der Schutz der Privatsphäre kann auch dadurch 

gewährleistet werden, wenn einzelne Teile des amtlichen Dokuments von der Einsichtnahme 

ausgenommen werden, sei es durch Anonymisierung des Dokuments oder nur auszugsweiser 

Einsichtgabe.  

 

Art. 6 Abs. 5 

Der Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente darf nicht dazu führen, dass den Behörden 

oder Stellen ein unverhältnismässig hoher Aufwand entsteht. Ist die Einsichtgabe mit einem of-

fenkundig unverhältnismässig hohen Aufwand verbunden, kann die Einsichtnahme verweigert 

werden. Wo genau diese Grenze liegt, wird im Gesetz ausdrücklich nicht definiert. Es obliegt 

den jeweiligen Behörden und Stellen zu entscheiden, ob der Aufwand offenkundig unverhältnis-

mässig ist. Unverhältnismässig bedeutet, dass der Aufwand in keinem vernünftigen Verhältnis 

zum Anspruch auf Einsicht steht. Auch ein sehr hoher Aufwand ist nicht unverhältnismässig, 

wenn es sich um Einsicht in Akten handelt, welche für die Öffentlichkeit von erheblichem Inte-

resse sind. Im Streitfall erlässt die angerufene Behörde oder Stelle eine Verfügung, womit der 

Rechtsmittelweg nach Art. 10 OeG eröffnet wird. Es handelt sich um ein Notventil um Träger 

von öffentlichen Aufgaben vor Einsichtsgesuchen, die kaum bewältigt werden können, zu be-

wahren. Die Anforderungen für eine Verweigerung nach Absatz 5 sind sehr hoch. Grundsätzlich 

soll die Einsicht gewährt und ein übermässiger Aufwand über kostendeckende Gebühren finan-

ziert werden. Es darf aber nicht sein, dass ein Träger bzw. eine Trägerin von öffentlichen Aufga-

ben von Einzelpersonen mit Einsichtsgesuchen derart in Beschlag genommen wird, dass an-

dere Aufgaben ungebührlich lange zurückgestellt werden müssen. Zu denken ist insbesondere 

an Träger von öffentlichen Aufgaben mit wenigen Personalressourcen und nebenamtlichen Be-

hördenmitgliedern. In solchen Fällen könnte eine Einzelperson – aus welchen Motiven auch im-

mer – mittels einer Vielzahl von Gesuchen die „ordentliche“ Aufgabenerfüllung praktisch torpe-

dieren. Es handelt sich um eine Bestimmung, die vergleichbar ist mit dem allgemeingültigen 

Rechtsmissbrauchsverbot.  

 

Art. 7 (Besondere Fälle) 

Art. 7 Abs. 1 

Amtliche Dokumente dürften erst zugänglich gemacht werden, wenn der politische oder admi-

nistrative Entscheid, für den sie die Grundlage bilden, getroffen ist. Mit dieser Einschränkung 

wird sichergestellt, dass die Behörden frei ihre Meinung bilden können, abgeschirmt vom 
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äusseren Druck, den die Gewährung des sofortigen Zugangs zu Grundlagendokumenten verur-

sachen könnte. Das entsprechende Dokument muss einen direkten und unmittelbaren Zusam-

menhang mit einem konkreten Entscheid aufweisen, und es muss zudem von Relevanz sein, 

da es sonst keine Entscheidgrundlage darstellt. 

 

Die CVP-Die Mitte verlangt, Einsicht in Akten zu gewähren, wenn der Entscheid über Jahre hin-

weg hinausgezögert werde. Dem ist zu entgegnen, dass es wohl kaum Fälle geben dürfte, in 

denen ein Entscheid deswegen hinausgezögert wird, um keine Einsicht gewähren zu müssen. 

Abgesehen davon wäre ein solches Verhalten als rechtsmissbräuchlich zu qualifizieren bzw. es 

stünde die Rechtsverzögerungsbeschwerde offen. In der Regel besteht ein sachlicher Grund für 

einen Aufschub eines Entscheids. Soweit es sich um politische Angelegenheiten handelt, sollen 

die politischen Akteure die ihnen zur Verfügung stehenden politischen Instrumente verwenden. 

Es ist nicht das Ziel des Öffentlichkeitsgesetzes, die formellen Handlungsinstrumente des Kan-

tonsrats mit einem – relativ formlosen – Hilfsmittel zu ergänzen. 

 

Art. 7 Abs. 2 

Amtliche Dokumente von parlamentarischen Untersuchungskommissionen (PUK) sollen einer 

Sperrfrist von zehn Jahren unterliegen. Diese beginnt mit dem Beschluss des Kantonsrats zur 

Einstellung der Untersuchung bzw. der Auflösung der PUK zu laufen. Eine vergleichbare Sperr-

frist für Dokumente der PUK findet sich auch im Öffentlichkeitsgesetz des Kantons Zug. Der Be-

richt der PUK an den Kantonsrat ist ohnehin öffentlich. 

 

Art. 7 Abs.3 

Amtliche Dokumente über Positionen in laufenden oder künftigen Verhandlungen sind in kei-

nem Fall zugänglich. Zu denken ist dabei beispielsweise an laufende oder geplante Verhand-

lungen über den Abschluss eines Werkvertrags. Der Zweck dieser Bestimmung liegt auf der 

Hand. Die Verhandlungsposition soll nicht dadurch geschwächt werden, dass die Gegenpartei 

Einsicht in Dokumente erhalten kann. 

 

Art. 7 Abs. 4 

Wie der Bundesrat sind auch der Regierungsrat und die Einwohnergemeinderäte Kollegialbe-

hörden. Das Kollegialitätsprinzip besagt, dass eine Behörde aus gleichberechtigten Mitgliedern 

besteht und Entscheide gemeinsam getroffen werden. Auch wenn im Rahmen der Entscheidfin-

dung zwischen den Behördenmitgliedern kein Konsens gefunden wurde, sind die Entscheide 

von allen Mitgliedern der Behörde zu tragen. Bei Entscheiden einer Kollegialbehörde gibt es 

keine abweichenden Minderheitsvoten („dissenting oppinions“), die nach Aussen kundgegeben 

werden. Das Kollegialitätsprinzip stellt ein wichtiges Element der Konkordanzdemokratie dar. 

Das Prinzip soll nicht dadurch unterlaufen werden, indem Einsicht in amtliche Dokumente gege-

ben werden muss, welche abweichende Minderheitsanträge zu einem Entscheid der Kollegial-

behörde enthalten. Insbesondere ausgenommen ist die Einsichtnahme in Protokollverwahrun-

gen (z.B. gemäss Art. 18 Abs. 2 OV). Dem Vorschlag der CVP-Die Mitte und der EG Sarnen, 

wonach das Kollegialitätsprinzip dem Öffentlichkeitsprinzip unterzuordnen sei bzw. das Kollegi-

alitätsprinzip nur bei zwingenden öffentlichen Interessen zur Einschränkung des Einsichtsrechts 

führen dürfe, wird nicht stattgegeben. Das Kollegialitätsprinzip wird in der demokratischen 

Schweiz hochgehalten und ist Ausdruck der traditionellen, konsensualen Entscheidfindung und 

Behördenkultur. 

 

In der Vernehmlassung wurde in diesem Zusammenhang beanstandet, dass der Ausdruck „un-

terlaufen“ nicht als Gesetzestext geeignet sei. Gemäss den kantonalen Richtlinien zur Gesetze-

stechnik soll der Sprachstil von Erlassen einfach und verständlich und Ausdruck des allgemei-

nen Sprachgebrauchs sein. Wörter sind im eingebürgerten Sinn zu verwenden. Was unter „un-

terlaufen des Kollegialitätsprinzips“ zu verstehen ist, dürfte nach allgemeinem Sprachverständ-

nis grundsätzlich klar sein. 
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Art. 8 (Gesuch) 

Das Gesuch ist an die Stelle zu richten, die das amtliche Dokument erstellt hat. Diese Behörde 

wird in den meisten Fällen auch diejenige sein, in deren sachlichen Aufgabenbereich das Doku-

ment fällt und die am besten entscheiden kann, ob die Voraussetzungen für eine Einschrän-

kung der Einsicht gegeben sind. Wurde das amtliche Dokument von Dritten erstellt, die nicht 

dem Öffentlichkeitsgesetz unterstehen, so ist die Stelle zuständig, welche das Dokument als 

Hauptadressatin erhalten hat. Mit dieser Regelung wird einzig die Zuständigkeit verschiedener 

Empfänger abgegrenzt. Reine Kopieempfänger sind nicht berechtigt über den Zugang zu einem 

Dokument zu entscheiden. Wurde ein Dokument an mehrere Hauptempfänger zugestellt (z.B. 

an ein Departement und einen Einwohnergemeinderat), sprechen sich die Stellen betreffend 

Zuständigkeit ab. 

 

Die angerufene Stelle prüft ihre Zuständigkeit von Amtes wegen. Hält sie sich für unzuständig, 

leitet sie das Gesuch nach Art. 1 Abs. 3 VwVV an die zuständige Stelle weiter und teilt dies der 

absendenden Person mit. Der Einwand von Martin Stoll, wonach im Öffentlichkeitsgesetz spezi-

algesetzlich festgehalten werden müsse, dass Gesuche an die zuständige Stelle weiterzuleiten 

seien, ist daher unbegründet. 

 

Das Gesuch kann von jeder Person, unabhängig von Wohnsitz, Nationalität, aber auch von ei-

ner juristischen Person gestellt werden. Mündigkeit ist nicht vorausgesetzt, vorbehalten bleibt 

aber die Prozess- und Handlungsfähigkeit bzw. die Einwilligung der gesetzlichen Vertretung, 

wenn eine Verfügung erlassen wird oder Kostenfolgen drohen.  

 

Die Einsicht in amtliche Dokumente soll grundsätzlich einfach möglich sein. Dennoch sind ge-

wisse Formalien zu beachten. Das Gesuch muss schriftlich gestellt und unterzeichnet werden. 

Das Erfordernis der Unterschrift ist nicht Schikane. Vielmehr soll damit vermieden werden, dass 

die angerufenen Stellen mit anonymen und allgemein gehaltenen Anfragen per E-Mail oder an-

deren Kanälen (z.B. soziale Medien) überhäuft werden. Das Gesuch muss zudem den Namen 

und die Adresse des Gesuchstellers bzw. der Gesuchstellerin enthalten. 

 

Die Schriftlichkeit bei der Gesuchseinreichung wird von Martin Stoll als anachronistisch bezeich-

net. An der Schriftlichkeit hält der Regierungsrat aber fest. Es ist durchaus beabsichtigt, dass 

ein Gesuchsteller bzw. eine Gesuchstellerin minimale Formalien einhält, wenn er bzw. sie Ein-

sicht in amtliche Dokumente erhalten will. Die formalen Anforderungen an das Gesuch sind 

marginal. Die Regelung bedeutet nicht, dass auf einfache Anfragen per E-Mail oder Telefon 

nicht reagiert wird. Kann eine Anfrage per E-Mail oder per Telefon direkt und mit kleinem Auf-

wand beantwortet werden, so wird die Verwaltung nicht auf Formalien pochen. Wenn jedoch ein 

Gesuch zu einem gewissen Aufwand führt, so darf erwartet werden, dass das Gesuch seriös 

und nachvollziehbar abgefasst wird. Bei einem nicht unerheblichen Aufwand, der zu Kostenfol-

gen führen kann, erscheint die Schriftlichkeit gar geboten. Nicht gefolgt werden kann dem Anlie-

gen von Martin Stoll betreffend die Zulässigkeit von anonymen Gesuchen. Die Angaben zur 

Person des Gesuchstellers bzw. der Gesuchstellerin sind unter verschiedenen Gesichtspunkten 

von Bedeutung. So sind für eine allfällige Kostenüberwälzung die Personalien zwingend not-

wendig. Abgesehen davon kann es für die Beurteilung der Voraussetzungen durchaus von Be-

deutung sein, wer um Einsicht in amtliche Dokumente ersucht, insbesondere wenn eine Interes-

senabwägung vorzunehmen ist. 

 

Das Gesuch ist bei derjenigen Stelle einzureichen, von der das gesuchte Dokument stammt o-

der in deren Besitz es sich befindet. Für archivierte Dokumente bleibt während der Schutzfrist 

die abliefernde Stelle zuständig. Nach Ablauf der Schutzfrist bestimmt sich die Zuständigkeit 

und das Einsichtsrecht nach den Vorschriften der Archivgesetzgebung (Verordnung über das 

Staatsarchiv; GDB 131.21). 
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Das Gesuch muss nicht begründet werden, hat aber möglichst genau zu bezeichnen, in wel-

ches amtliche Dokument bzw. in welche amtlichen Dokumente Einsicht gewünscht wird. Nicht 

vorausgesetzt ist eine exakte Bezeichnung des Dokuments bzw. der Dokumente. Das Gesuch 

muss aber genügend Angaben enthalten, um das oder die Dokumente ohne grössere Schwie-

rigkeiten identifizieren zu können. Nach Möglichkeit ist – soweit bekannt – eine Geschäfts- oder 

Referenznummer, der Titel des Dokuments oder des Geschäfts und Datumsangaben anzuge-

ben. Unzulässig wäre ein „Sammelgesuch“ für eine nicht näher eingrenzbare Menge von Doku-

menten oder ein pauschales Gesuch für alle Dokumente in einem Themenkreis. Das Informati-

onsrecht ist – wie bisher – auf die einzelfallweise Einsicht zugeschnitten.  

 

Es ist nicht Aufgabe der angerufenen Stelle nach einem bestimmten Dokument zu forschen. 

Soweit im Gesuch das amtliche Dokument bzw. die amtlichen Dokumente für die angerufene 

Stelle nicht identifizierbar ist, so hat sie dem Gesuchsteller bzw. der Gesuchstellerin die Mög-

lichkeit zu geben, nähere Angaben zu umschreiben. Ist es für die angerufene Stelle auch auf 

Nachfrage nicht möglich das Dokument bzw. die Dokumente ohne grösseren Aufwand zu iden-

tifizieren, so tritt sie auf das Gesuch nicht ein. Die Nachfrage oder die Präzisierung des gestell-

ten Gesuchs kann formlos erfolgen, also auch mittels telefonischer Nachfrage oder per E-Mail. 

Werden die Angaben nicht innert kurzer Frist präzisiert, wird auf das Gesuch nicht eingetreten. 

Werden die Angaben erst im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens ausreichend präzisiert, so 

ist dies als Verletzung der Mitwirkungspflicht im erstinstanzlichen Verfahren zu qualifizieren, 

was Kostenfolgen nach sich ziehen kann (Art. 23e Abs. 3 VwVV). 

 

Art. 9 (Schutz von Personendaten und Interessen Dritter) 

Personendaten sind vor der Einsichtnahme zu anonymisieren. Dabei geht es um den Schutz 

der Privatsphäre, wie dies auch in Art. 6 Abs. 3 Bst. a OeG erwähnt wird. Nicht anonymisiert 

werden muss beispielsweise ein Name bei blosser Funktionsbezeichnung, also beispielsweise 

der Name eines unterzeichnenden Behördenmitglieds. Ergeben sich aber aus dem amtlichen 

Dokument weitergehende Rückschlüsse auf die Privatsphäre einer Person, so ist das amtliche 

Dokument soweit zu anonymisieren, als Rückschlüsse auf die Person nicht möglich sind. Die 

CVP-Die Mitte weist darauf hin, dass der Wortlaut von Art. 9 Abs. 1 im Vernehmlassungsent-

wurf zu allgemein gehalten sei, wonach sämtliche Personendaten zu anonymisieren sind. Damit 

könne auch der Verwaltungsaufwand reduziert werden. Dem Einwand wird Rechnung getragen. 

Zu anonymisieren sind Personendaten nur, soweit private Interessen dies erfordern. Abzu-

lehnen ist jedoch die von der CVP-Die Mitte vorgeschlagene Ergänzung, dass Personendaten 

zu anonymisieren sind, soweit öffentliche Interessen dies gebieten. Dem Ansatz ist grundsätz-

lich zuzustimmen, wäre jedoch in Art. 9 OeG systemfremd, da es dort um den Schutz privater 

Interessen und nicht um den Schutz öffentlicher Interessen geht. Soweit Personendaten aus 

Gründen des öffentlichen Interesses anonymisiert werden müssen, liegt ein Fall von Art. 6 Abs. 

2 OeG (Einschränkung/Ausschluss des Einsichtsrechts wegen öffentlichem Interesse) vor. Es 

sind aber kaum Fälle denkbar, wo ausschliesslich öffentliche Interessen eine Anonymisierung 

gebieten. So wäre beispielsweise der Name eines V-Manns primär gestützt auf Art. 9 Abs. 1 

OeG zu anonymisieren, obwohl es durchaus auch im öffentlichen Interesse sein kann, dass die 

Identität der Person nicht bekannt wird. 

 

Es ist denkbar, dass Personendaten nicht anonymisiert werden können. Die Anonymisierung 

wird sinnlos, wenn klar ist, um wen es sich im Dokument handelt. In solchen Fällen ist die Ein-

willigung der betroffenen Person einzuholen. Hierauf kann nur verzichtet werden, wenn das Ein-

holen der Zustimmung mit einem unverhältnismässigen Aufwand verbunden wäre. Wenn keine 

Einwilligung vorliegt, wird keine Einsicht gewährt. Nur wenn ein überwiegendes öffentliches In-

teresse besteht, kann die Einsicht auch ohne Einwilligung gewährt werden. Die betroffene Per-

son kann sich aber diesfalls mit der Ergreifung eines Rechtsmittels gegen die Einsichtgabe 

wehren. Als fiktives Beispiel kann ein interner oder externer Untersuchungsbericht zu einem 
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möglicherweise strafbaren Verhalten eines Exekutivmitglieds genannt werden. Aufgrund der 

Schwere des Vorwurfs dürfte in einem solchen Fall das öffentliche Interesse an der Einsicht-

gabe überwiegen. Im Streitfall müsste die Sache vor den zuständigen Rechtsmittelinstanzen, 

letztinstanzlich vom Bundesgericht entschieden werden. 

 

Die CVP-Die Mitte schlägt vor, dass die Einsichtgabe nur verweigert wird, wenn sich die Verwei-

gerung auf schützenswerte Personendaten bezieht. Dem Einwand wird stattgegeben und Art. 9 

Abs. 2 OeG entsprechend ergänzt. Können schützenswerte Personendaten nicht anonymisiert 

werden, obliegt es der angerufenen Behörde zu klären, ob überwiegende öffentliche Interessen 

eine Einsichtgabe gebieten (Art. 9 Abs. 3 OeG). Soweit keine überwiegenden öffentlichen Inte-

ressen an der Einsichtgabe im Raum stehen, soll nicht die angerufene Stelle zwischen dem In-

teresse auf Einsicht in amtliche Dokumente und den privaten Interessen der Person, deren Da-

ten im amtlichen Dokument enthalten sind, abwägen. Grundsätzlich ist in diesen Fällen die Ein-

sichtgabe durch die angerufene Stelle zu verweigern. Es obliegt der Gesuchstellenden die 

Rechtsmittelbehörde anzurufen und darzulegen, inwieweit das geltend gemachte öffentliche In-

teresse an der Einsichtgabe die Interessen an der Geheimhaltung schützenswerter Personen-

daten überwiegt. Das Rechtsmittelverfahren übernimmt damit eine Kanalisierungsfunktion: Zum 

einen entlastet es die angerufene Stelle vor einer zeitaufwändigen und möglicherweise unnöti-

gen Interessenabwägung. Andererseits erfolgt die Abwägung zwischen den divergierenden In-

teressen durch eine höhere (bzw. beim Verwaltungsgericht durch eine verwaltungsexterne) In-

stanz, was zu einer einheitlichen Praxis führt.  

 

Durch die Einsichtgabe in amtliche Dokumente können Interessen Dritter tangiert werden, die 

nicht dem Öffentlichkeitsgesetz des Kantons Obwalden unterstehen. In der Regel dürften Inte-

ressen Dritter, die gegen eine Einsicht sprechen, klar erkennbar sein. Entsprechend wird die zu-

ständige Stelle entsprechende Passagen von der Einsichtgabe ausklammern. Wenn jedoch un-

klar ist, ob Interessen Dritter entgegenstehen, sind diese vorgängig anzuhören. Zu denken ist 

beispielsweise an die Einsichtgabe eines Berichts einer interkantonalen Anstalt oder eines aus-

serkantonalen Gemeinwesens. 

 

Art. 10 (Entscheid und Rechtsmittelweg) 

Das Gesuch ist nach Art. 8 OeG an die Stelle zu richten, die das amtliche Dokument erstellt hat. 

Grundsätzlich ist auch diese Stelle zuständig, das entsprechende Gesuch zu beurteilen und 

Einsicht zu gewähren oder zu verweigern. Um eine einheitliche Handhabung innerhalb der kan-

tonalen Verwaltung sicherzustellen, sind Gesuche um Einsicht in amtliche Dokumente von Ab-

teilungen und Dienststellen oder anderen untergeordneten Verwaltungseinheiten durch das zu-

ständige Amt zu beurteilen. Entsprechend wird die angerufene Stelle das Gesuch mit dem er-

suchten Dokument und einer Erstbeurteilung oder einem Antrag an das zuständige Amt weiter-

leiten. Stimmt das zuständige Amt der Einsichtgabe zu, gewährt es selber Einsicht oder weist 

die zuständige Stelle um Einsichtgabe an. 

 

Die übrigen, dem Öffentlichkeitsgesetz unterstellten (hierarchisch organisierten) Organisations-

einheiten können ebenfalls eine andere Stelle bezeichnen, die für die Beurteilung von Einsichts-

gesuchen an untergeordnete Einheiten zuständig ist. Die Form der Delegation ergibt sich aus 

dem jeweiligen Organisationsstatut (vgl. z.B. Art. 11 Abs. 1 Gemeindeordnung Sarnen oder Art. 

10 Abs. 1 OV). Sie kann generell oder im Einzelfall erfolgen. Eine Delegation an eine unterge-

ordnete Stelle ist ebenfalls möglich. Zu denken ist beispielsweise eine Delegation an ein Depar-

tement bei amtlichen Dokumenten des Regierungsrats (Art. 10 Abs. 1 OV). Ob bei einer Dele-

gation ein Weiterzug an die delegierende Stelle möglich bleibt, ergibt sich aus dem jeweiligen 

Organisationsstatut (vgl. z.B. Art. 10 Abs. 2 OV, wonach der Weiterzug an den Regierungsrat 

gewahrt bleibt).  
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Die Zuständigkeit zum Entscheid über Gesuche an kantonsrätliche Kommissionen ist wie folgt 

geregelt: 

- Gesuche an ständige Kommissionen und nicht ständige Fachkommissionen, die noch aktiv 

sind: die entsprechende Kommission (Art. 10 OeG); 

- Gesuche an nicht ständige Fachkommissionen, die nicht mehr aktiv sind: die Ratsleitung 

(Art. 22 Bst. m KRG). 

  

Bei Gesuchen an die Gerichte entscheidet das jeweils zuständige Präsidium über die Einsicht-

gabe. Damit bleibt ein Weiterzug an das Verwaltungsgericht gewährleistet. Das Verfahren vor 

dem Gerichtspräsidium richtet sich nach der Verwaltungsverfahrensverordnung (Art. 1 Abs. 3 

und Art. 70 StVG). 

 

Beabsichtigt die zuständige Stelle, die Einsicht in amtliche Dokumente zu verweigern, kann sie 

dies dem Gesuchsteller bzw. der Gesuchstellerin formlos mitteilen. Erklärt sich der Gesuchstel-

ler bzw. die Gesuchstellerin damit nicht einverstanden, erlässt die zuständige Stelle eine Verfü-

gung. Die zuständige Stelle kann auch direkt eine ablehnende Verfügung erlassen. Um den 

Aufwand so gering wie möglich zu halten, kann die zuständige Stelle eine Verfügung ohne Be-

gründung ausfertigen (Art. 11 Abs. 2a VwVV). Der Verzicht auf eine Begründung entbindet 

selbstverständlich nicht vor seriöser Prüfung des Gesuchs. Mit dem Verzicht auf eine Begrün-

dung wird die angerufene Stelle nur von der Pflicht entbunden, eine formelle und eine den Um-

ständen entsprechend ausführliche Begründung zu Papier zu bringen. In der Regel wird die 

Stelle aber nicht vollständig auf eine Begründung verzichten, vielmehr wird sie eine Kurzbe-

gründung anführen. Dies kann auch in Form eines Formularentscheids erfolgen, wo der Verwei-

gerungsgrund aufgeführt oder gar nur angekreuzt wird. Der Empfänger bzw. die Empfängerin 

einer solchen Verfügung kann innert 30 Tagen einen begründeten Entscheid verlangen. Wird 

kein begründeter Entscheid verlangt, so erwächst die unbegründete Verfügung in Rechtskraft. 

Wird eine (ausführlichere) Begründung verlangt, kann gegen den begründeten Entscheid ein 

ordentliches Rechtsmittel ergriffen werden.  

 

Soll Einsicht in amtliche Dokumente gegeben werden, die Personendaten enthalten, welche 

nicht anonymisiert werden können, ist ebenfalls eine Verfügung zu erlassen, wenn die be-

troffene Person ihre Zustimmung zur Einsichtgabe verweigert (Art. 9 Abs. 2 OeG). Die Verfü-

gung ist der betreffenden Person zuzustellen, womit ihr der Rechtsmittelweg eröffnet wird. Das 

gleiche gilt, wenn Dritte (vgl. Ausführungen zu Art. 9 Abs. 3 OeG) geltend machen, dass mit der 

Einsichtgabe ihre Interessen beeinträchtigt werden. Während der Rechtsmittelfrist und während 

des laufenden Rechtsmittelverfahrens darf in die amtlichen Dokumente nicht Einsicht gewährt 

werden (aufschiebende Wirkung des Beschwerdeverfahrens).  

 

Ein Schlichtungsverfahren, wie dies in einzelnen Kantonen statuiert wird, ist nicht vorgesehen. 

Der Rechtsmittelweg bei Verweigerung der Einsichtnahme richtet sich nach Art. 10 Abs. 3 OeG. 

Anderslautende Rechtsmittelbestimmungen in der Spezialgesetzgebung werden durch 

Art. 10 Abs. 3 OeG übersteuert. So ist beispielsweise die Beschwerde an die kantonale Steuer-

rekurskommission gemäss Art. 218 StG unbeachtlich, da Einsichtsentscheide der Steuerverwal-

tung nach Art. 10 Abs. 3 Bst. c OeG beim Finanzdepartement angefochten werden können. 

Entscheide betreffend die Einsicht in Akten des Kantonsrats und seiner Organe, des Regie-

rungsrats oder der Gerichtspräsidien können mittels Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Ver-

waltungsgericht angefochten werden. Gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf werden die 

kommunalen Zweckverbände ausdrücklich erwähnt. Verfügungen eines Zweckverbandes kön-

nen beim Regierungsrat angefochten werden. 

 

Die Rechtsmittelfrist beträgt auch in diesen Fällen 20 Tage. Damit weicht die Rechtsmittelfrist 

für die Verwaltungsgerichtsbeschwerde im Anwendungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes von 
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der sonst üblichen Frist von 30 Tagen gemäss Art. 8b VGV ab. Im Sinne einer einheitlichen Re-

gelung über alle Instanzen scheint diese Abweichung gerechtfertigt.  

 

Die CVP-Die Mitte verlangt einen einheitlichen Rechtsmittelweg an das Verwaltungsgericht mit 

einer Beschwerdefrist von 30 Tagen. Ein direkter Rechtsmittelweg an das Verwaltungsgericht 

ist aus verschiedenen Gründen abzulehnen. Der verwaltungsinterne Beschwerdeweg ist in der 

Regel kostengünstiger. Zudem würden der Regierungsrat, die Gemeinderäte und die Departe-

mente ihrer Aufsichtsfunktion über die untergeordneten Stellen beraubt. Die Rechtsmittelfrist 

von 20 Tagen entspricht der im Verwaltungsverfahren üblichen Frist. Die Frist ist ausreichend, 

um begründet Beschwerde erheben zu können. 

 

Ein Rechtsschutzinteresse an der Einsichtnahme ist nicht Voraussetzung für die Beschwerdeer-

hebung. Das Öffentlichkeitsprinzip basiert auf dem Grundsatz, dass für die Einsichtnahme kein 

Interesse nachgewiesen werden muss. Vorausgesetzt wird natürlich die formelle Beschwer, 

also eine Verfügung, mit der das gestellte Einsichtsgesuch vollständig oder teilweise abgelehnt 

oder auf ein Gesuch nicht eingetreten wurde. Zudem gilt generell, dass einer Beschwerde bzw. 

Verwaltungsgerichtsbeschwerde in jedem Fall aufschiebende Wirkung zukommt. Die aufschie-

bende Wirkung kann von der Rechtsmittelinstanz auch nicht entzogen werden. Der generelle 

Ausschluss der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels hat nur Bedeutung, wenn ein Ein-

sichtsgesuch gutgeheissen wird. Wird ein Gesuch abgelehnt, so würde die aufschiebende Wir-

kung nicht dazu führen, dass Einsicht gewährt werden müsste. Vielmehr müsste die Rechtsmit-

telinstanz eine vorsorgliche Massnahme treffen. Vorsorgliche Massnahmen (also die vorsorgli-

che Einsichtgabe) wären aber nur angezeigt, wenn ein schutzwürdiges Interesse an der Ein-

sichtgabe besteht würde, was im Bereich des Öffentlichkeitsprinzips genau nicht vorausgesetzt 

wird. Wer ein schutzwürdiges Interesse an der Einsichtnahme in amtliche Dokumente hat, kann 

und soll dies im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens in Form eines Akteneinsichtsgesuchs 

geltend machen. Der generelle Ausschluss der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels ist 

demnach nur von Bedeutung, wenn sich ein Dritter gegen eine Einsichtgabe wehrt. Das Recht 

der betroffenen Person bzw. die Interessen Dritter werden höher gewertet als das Interesse des 

Gesuchstellers um zeitnahe Einsichtnahme in amtliche Dokumente vor Rechtskraft des entspre-

chenden Entscheides. Dies kann zwar dazu führen, dass die Einsichtnahme verzögert wird. In 

der Regel dürfte es sich aber bei derartigen Beschwerden um Verfahren handeln, die von den 

Rechtsmittelinstanzen innert nützlicher Frist erledigt werden können, insbesondere wenn keine 

Gründe für eine Einsichtsverweigerung oder –einschränkung vorliegen. Insofern ist eine allfäl-

lige Verzögerung akzeptabel und trifft die gesuchstellende Person nicht in ihrer schutzwürdigen 

Rechtsstellung. Aus diesen Gründen ist der Vorschlag der CVP-Die Mitte abzulehnen, wonach 

bei „weit überwiegenden öffentlichen Interessen“ die aufschiebende Wirkung entzogen werden 

kann. Es ist davon auszugehen, dass es sich bei allfälligen Rechtsmittelverfahren um relativ ra-

sche Verfahren handelt und die Rechtsmittelinstanzen die „weit überwiegenden öffentlichen In-

teressen“ erkennen dürften, die ein zügiges Vorgehen gebieten. 

 

Um eine Rechtskontrolle zu ermöglichen, muss die Rechtsmittelinstanz Einsicht in die nachge-

suchten amtlichen Dokumente nehmen können. Dies gilt auch für amtliche Dokumente, die der 

Geheimhaltung unterliegen. Vorbehalten bleiben aber schützenswerte private Interessen. Pri-

vate sollen nicht verpflichtet werden, private Geheimnisse im Rahmen eines Rechtsmittelverfah-

rens um Einsichtnahme zu offenbaren. Ob schützenswerte private Interessen vorliegen, ist von 

der Rechtsmittelinstanz vorfrageweise (und ohne Einsicht in die entsprechenden Dokumente) 

zu prüfen. 

 

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass dem Regierungsrat bei Beschwerden gegen Ent-

scheide des Einwohnergemeinderats keine Ermessenskontrolle zukommt (Art. 69 Abs. 1 StVG). 

Auch das Verwaltungsgericht übt eine reine Rechtskontrolle aus. Im verwaltungsinternen Be-

schwerdeverfahren gegen kantonale Entscheide kommt den Rechtsmittelinstanzen hingegen 
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volle Überprüfungsbefugnis zu. Die Kostenfolgen eines Rechtsmittelverfahrens richten sich 

nach den einschlägigen Bestimmungen der Gemeinde und des Kantons. 

 

Nicht umgesetzt wird die Anregung des kantonalen Datenschutzbeauftragten und von Martin 

Stoll, ein informelles (kostenloses) Schlichtungsverfahren vorzusehen für den Fall der Nichtge-

währung bzw. Einschränkung des Einsichtsrechts. Ein solches Schlichtungsverfahren würde die 

Anstellung eines Mediators bzw. einer Mediatorin bedingen. Angesichts der Notwendigkeit, die 

Personalressourcen zu priorisieren, wird auf ein Schlichtungsverfahren, welches dem Rechts-

mittelweg vorgeschaltet wäre, verzichtet.  

 

Art. 11 (Zugangsgewährung) 

Auf welche Art Einsicht gewährt wird, entscheidet die angerufene Behörde. Grundsätzlich han-

delt es sich um eine Hol-Schuld. Die angerufene Stelle ist nicht verpflichtet, Kopien der amtli-

chen Dokumente zu erstellen und per Post oder per E-Mail zu verschicken. Dem Gesuchsteller 

oder der Gesuchstellerin kann auch die Möglichkeit gegeben werden, die amtlichen Dokumente 

– während der ordentlichen Bürozeiten – vor Ort einzusehen. Es besteht kein Anspruch darauf, 

dass bei einer Einsichtnahme vor Ort Kopien erstellt werden können. Der Einsicht nehmenden 

Person steht es aber frei, mit dem Handy oder Fotoapparat Aufnahmen der Dokumente zu er-

stellen, jedenfalls soweit nicht überwiegende Interessen dagegensprechen. Wird dem Gesuch-

steller bzw. der Gesuchstellerin ein Kopiergerät zur Benützung zur Verfügung gestellt, können 

die anfallenden Kosten für mehrere Kopien nach den anwendbaren Gebührenbestimmungen in 

Rechnung gestellt werden (für den Kanton: Art. 3 Ausführungsbestimmungen zum Allgemeinen 

Gebührengesetz). Elektronische Daten können auch – sofern erwünscht und vorhanden – in 

Form vordefinierter Datenstrukturmodelle übermittelt werden. 

 

Keine individuelle Einsicht muss gewährt werden, wenn das amtliche Dokument elektronisch 

oder in Papierform veröffentlicht wurde. Die angerufene Stelle weist in diesem Fall auf die Ver-

öffentlichung unter Angabe der Bezugsquelle (z.B. Kantonsbibliothek oder Internet-Adresse). 

Für die Konsultation der amtlichen Dokumente gelten in diesem Fall – soweit vorhanden – die 

einschlägigen Bestimmungen. Das Öffentlichkeitsgesetz gewährt keinen generellen Anspruch 

auf form- und kostenlosen Zugang zu öffentlich zugänglichen amtlichen Dokumenten. So gilt 

beispielsweise der einschlägige Gebührentarif, soweit amtliche Dokumente bei der Kantonsbib-

liothek eingesehen und ausgeliehen werden können (vgl. auch Art. 3 Abs. 2 OeG, wonach ab-

weichende Regelungen für den Zugang vorbehalten sind). Die angerufene Stelle kann anstelle 

einer individuellen Zustellung an den Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin das amtliche Do-

kument auch auf ihrer Internetseite veröffentlichen und den Gesuchsteller bzw. die Gesuchstel-

lerin hierüber informieren. 

 

Martin Stoll stellt fest, dass keine Frist für die Behandlung eines Gesuchs festgeschrieben 

werde. Das ist korrekt. Es versteht sich von selbst, dass die Behandlung eines Gesuchs nicht 

ungebührlich hinausgezögert werden darf. Es gilt zudem das Beschleunigungsgebot gemäss 

Art. 29 Abs. 1 der Bundesverfassung (BV; SR 101). Zur Durchsetzung des Beschleunigungsge-

bots kann nötigenfalls eine Rechtsverzögerungsbeschwerde erhoben werden. Es wäre ohnehin 

schwierig, eine generelle Ordnungsfrist festzulegen. Komplexere Anfragen, bei denen beispiels-

weise Rücksprache mit Betroffenen genommen werden muss, können selbstredend nicht innert 

derselben Frist beantwortet werden, wie einfache Anfragen um Einsicht in ein „unproblemati-

sches“ Dokument. 

 

Art. 12 (Kosten) 

Die Einsichtsgewährung ist in der Regel kostenlos. Dies entspricht der Zielsetzung des Öffent-

lichkeitsprinzips. Zu denken ist dabei an Gesuche, die von der angerufenen Stelle rasch und 

ohne weitere Abklärungen erledigt werden können, wo also der Aufwand als unerheblich zu er-

achten ist. Bei einem darüber hinausgehenden Aufwand werden aber für die Behandlung des 
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Gesuchs und für die Einsichtgabe kostendeckende Gebühren erhoben. Dies gilt auch bei wie-

derholter Gesuchstellung. Dies bedeutet nicht, dass bereits bei einem zweiten Gesuch Gebüh-

ren erhoben werden dürften. Vielmehr ist an Fälle zu denken, wo Einzelne innerhalb einer über-

schaubaren Zeitspanne wiederholt Einzelgesuche stellen und dadurch einen übermässigen Auf-

wand verursachen. Ein übermässiger Aufwand für Einzelpersonen darf nicht zu Lasten der All-

gemeinheit gehen. Die Gebührenerhebung richtet sich nach der Verwaltungsverfahrensverord-

nung (wenn das Gesuch mittels Verfügung erledigt wird) bzw. nach der Allgemeinen Gebühren-

gesetzgebung (wenn das Gesuch ohne Verfügung erledigt wird). Es wird auf das unter Ziff. 6.4 

Ausgeführte verwiesen. 

 

Damit der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin nicht von der Gebührenerhebung überrascht 

wird, hat die angesprochene Stelle auf den besonderen Aufwand und die damit verbundenen 

Kosten hinzuweisen. Ein allgemeiner Hinweis auf der Webseite genügt nicht. Gefordert wird 

eine individuelle Information. Möglich ist, die Information mit der Einforderung eines Kostenvor-

schusses zu verbinden, soweit dies die anwendbare Gebührenregelung erlaubt. Die Erfahrung 

hat gezeigt, dass Bürger und Bürgerinnen oft nicht wissen, welchen Aufwand sie mit ihren Ge-

suchen verursachen. 

 

Bei Einsichtsgesuchen an die Gerichte richten sich die Kostenfolgen – wie für die kantonale 

Verwaltung – nach den Bestimmungen der Verwaltungsverfahrensverordung und der Allgemei-

nen Gebührengesetzgebung. Im Rechtsmittelverfahren wendet das Verwaltungsgericht die Ge-

bührenordnung für die Rechtspflege an. 

 

Das Öffentlichkeitsprinzip gewährt Anspruch auf Einsicht in amtliche Dokumente. Nicht darunter 

fallen Gesuche um statistische Auswertungen amtlicher Dokumente durch die Verwaltung. Amt-

liche Dokumente, welche die Grundlage für die ersuchte Auswertung darstellen, können nach 

Massgabe des Öffentlichkeitsgesetzes unentgeltlich ausgehändigt werden. Sobald aber um 

eine Auswertung ersucht wird, handelt es sich um die Erstellung eines neuen öffentlichen Doku-

ments. Der damit verbundene Aufwand ist nach den einschlägigen Bestimmungen zu entgelten. 

 

Art. 13 (Übergangsrecht) 

Schon nach geltendem Recht haben Bürger und Bürgerinnen Anspruch auf Einsicht in Akten 

der Staatsverwaltung. Hieran ändert das Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip nichts. Hinge-

gen besteht bisher kantonsrechtlich kein Anspruch auf Einsicht in die amtlichen Dokumente der 

Gemeinden, der Gerichte und des Kantonsrats und seiner Organe. Um Abgrenzungsschwierig-

keiten zu vermeiden, wird in Absatz 1 festgelegt, dass der Zugang zu amtlichen Dokumenten 

nach den Vorgaben dieses Gesetzes nur für amtliche Dokumente gilt, die nach dem Inkrafttre-

ten des Gesetzes erstellt oder empfangen wurden. Vergleichbare Regelungen finden sich unter 

anderem in den Öffentlichkeitsgesetzen der Kantone Uri, Schwyz und Zug. Die Einsichtnahme 

in ältere amtliche Dokumente richtet sich nach den bisher geltenden Bestimmungen des Kan-

tons und der Gemeinden. Dies gilt auch für die bisherige Praxis, wonach in die Beschlüsse des 

Regierungsrats keine Einsicht gewährt wurde. Einsicht in amtliche Dokumente des Regierungs-

rats kann nur für Dokumente beansprucht werden, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes er-

stellt wurden. Das gleiche gilt für die Einsicht in amtliche Dokumente des Kantonsrats und sei-

ner Organe und der Gerichte. Es ist der CVP-Die Mitte zuzustimmen, dass der Übergangsbe-

stimmung der Vorbehalt der bisherigen Regelung nicht ausdrücklich entnommen werden kann. 

Auf eine Formulierung mit einer solchen Differenzierung wird verzichtet. Es handelt sich um 

eine Übergangsregelung, deren normativer Gehalt innerhalb relativ kurzer Zeit dahinfällt. Es ist 

eine Selbstverständlichkeit, dass Einsichtsgesuche für ältere Dokumente nach den bisherigen 

Regeln zu beurteilen sind. Soweit das Öffentlichkeitsprinzip bereits in der bisherigen Gesetzge-

bung verankert ist, wie dies beim Kanton und den Einwohnergemeinden der Fall ist, wird das 

Öffentlichkeitsgesetz ohnehin sinngemäss auf ältere Dokumente angewendet, da das Öffent-
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lichkeitsgesetz im Endeffekt der bisherigen Regelung entspricht. Von Relevanz ist die Über-

gangsbestimmung nur in jenen Bereichen, bei denen das Öffentlichkeitsprinzip bisher nicht um-

gesetzt war, beispielsweise beim Kantonsrat und seinen Organen. Der Vorschlag der CVP-Die 

Mitte, der EG Sarnen, des EZVOW und Martin Stoll auf Streichung der Übergangsbestimmung 

wird daher nicht umgesetzt. 

 

Schliesslich wird in Absatz 2 dem Umstand Rechnung getragen, dass bestehende Leistungs-

vereinbarungen nicht durch das Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip ergänzt werden können. 

Zum einen würde sich ein Leistungserbringer wohl zu Recht auf den Standpunkt stellen, dass 

es sich um eine unzulässige, einseitige Ergänzung des Leistungsauftrags handeln würde und 

Mehrleistungen neu auszuhandeln und abzugelten wären. Zum anderen würde sich bei ausser-

kantonalen Leistungserbringern zudem die Frage der extraterritorialen Wirkung eines kantona-

len Erlasses stellen. Bei zukünftigen Leistungsaufträgen ist dem Öffentlichkeitsprinzip Rech-

nung zu tragen. Es wäre aber unverhältnismässig, im Zuge des Gesetzes über das Öffentlich-

keitsprinzip sämtliche bestehenden Leistungsvereinbarungen zu überprüfen und nötigenfalls 

neu zu verhandeln. Zu bedenken ist zudem, dass in amtliche Dokumente, welche der Leis-

tungserbringer dem Kanton oder der Einwohnergemeinde in Erfüllung einer öffentlichen Auf-

gabe zustellt, über die jeweils zuständige Stelle Einsicht genommen werden kann, soweit kein 

Verweigerungsgrund gegeben ist. Die Einschränkung nach Absatz 2 bezieht sich demnach ein-

zig auf amtliche Dokumente des Leistungserbringers, die nicht für das jeweilige Gemeinwesen 

bestimmt ist, also beispielsweise interne Sitzungsprotokolle oder Beschlüsse über Auftragsertei-

lungen. 

 

10.2 Abstimmungsgesetz (AG; GDB 122.1) 

Keine Einsicht in Unterschriftslisten bei Referenden und Initiativen (Art. 53g Abs. 6 AG) 

Nach Art. 53g Abs. 6 sind die Unterschriftenlisten vertraulich zu behandeln. Wie bereits ausge-

führt, verwendet der Gesetzgeber den Begriff der Vertraulichkeit nicht immer als Synonym für 

„Geheimhaltung“. Im vorliegenden Fall ist aber klar, dass in die Unterschriftenlisten nicht Ein-

sicht genommen werden kann. Dies ergibt sich aus dem Stimmgeheimnis und wird beim Bund 

und in den Kantonen als allgemeiner Grundsatz anerkannt (Hangartner/Kley, Die demokrati-

schen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zürich 2000, 

S. 1023). Um Klarheit hierüber zu schaffen, werden die Unterschriftenlisten ausdrücklich vom 

Öffentlichkeitsprinzip ausgenommen. Dies gilt sowohl bei Volksbegehren als auch bei Referen-

dumsbegehren (Art. 53n AG). Im Gegensatz zu den Unterschriftslisten sind die von mindestens 

fünf Wahlberechtigten unterzeichneten Wahlvorschläge nicht vertraulich und werden zur Ein-

sichtnahme aufgelegt (Art. 40 AG, Art. 9 Gesetz über die Wahl des Kantonsrats [GDB 122.2]). 

 

10.3 Staatsverwaltungsgesetz (StVG; GDB 130.1) 

Grundsatz der aktiven Information (Art. 3 Abs. 1 StVG) 

Das Öffentlichkeitsprinzip besteht aus der aktiven Information der Staatsverwaltung oder die 

passive Information aufgrund von Gesuchen. Der Grundsatz der aktiven Information der Staats-

verwaltung wird in Art. 3 Abs. 1 StVG beibehalten. Die passive Information auf Gesuch hin 

braucht in Art. 3 Abs. 1 StVG nicht mehr erwähnt zu werden, da hierfür ein eigenes Gesetz ge-

schaffen wird. Gestützt auf diese Bestimmung können auch amtliche Dokumente freigegeben 

werden, in die nach dem Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip nicht Einsicht gewährt werden 

könnte. Detailregelungen zur Informationspflicht der Staatsverwaltung finden sich zudem in der 

Organisationsverordnung und (Art. 7, Art. 27 Abs. 3, Art. 34 Abs. 1 Bst. d, Art. 37 Abs. 1 Bst. d) 

und in den Informationsrichtlinien des Regierungsrats. 

 

Vorbehalt des Amtsgeheimnisses (Art. 36 Abs. 2 StVG) 

Amtliche Informationen und Dokumente unterstehen auch nach dem Inkrafttreten des Öffent-

lichkeitsgesetzes dem Amtsgeheimnis. Wer als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter einer Behörde sol-
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che Informationen oder Dokumente ohne Berechtigung zugänglich macht, erfüllt den Straftatbe-

stand der Amtsgeheimnisverletzung (Art. 320 des Strafgesetzbuches). Das Öffentlichkeitsprin-

zip schränkt das Amtsgeheimnis aber ein. Mitarbeitende einer Behörde verstossen daher nicht 

gegen das Amtsgeheimnis, wenn sie einer Person bei gegebenen Voraussetzungen auf ihr Ge-

such hin Zugang zu amtlichen Informationen und Dokumenten gewähren. 

 

10.4 Gesetz über die Gesetzessammlung und das Amtsblatt (Publikationsgesetz, [PublG] 

GDB 131.1) 

Jährlich nachgeführter Sicherheitsausdruck (Art. 7 Abs. 1 PublG) 

Die Einsicht in die elektronische Gesetzesdatenbank ist ein wichtiges Element des Öffentlich-

keitsprinzips. Die elektronische Gesetzesdatenbank enthält die aktuell geltenden Erlasse und 

interkantonalen Vereinbarungen des Kantons. Sie ist auf der Webseite gdb.ow.ch publiziert und 

wird laufend aktualisiert. Art. 7 Abs. 2 PublG hält fest, dass die einzelnen Erlasse gegen Kos-

tenersatz bei der Staatskanzlei bezogen werden können. Ein kostenloses Einsichtsrecht in die 

elektronische Gesetzesdatenbank wird einzig in Art. 7 Abs. 1 PublG im Zusammenhang mit 

dem jährlich nachgeführten Sicherheitsdruck erwähnt. Beim jährlichen Sicherheitsausdruck der 

Staatskanzlei handelt es sich um eine Momentaufnahme der elektronischen Gesetzesdaten-

bank. Sie wird jeweils im Januar angefertigt und beim Staatsarchiv hinterlegt. Daran soll auch 

zukünftig nichts geändert werden. In Art. 7 Abs. 1 PublG soll jedoch der Grundsatz aufgenom-

men werden, dass die Staatskanzlei kostenlos Einsicht in die elektronische Datenbank gewährt, 

so wie dies auch bei den Bundespublikationen (Amtliche Sammlung [AS], Systematische 

Rechtssammlung [SR] und Bundesblatt [BBl]) gehandhabt wird. Im Gegensatz zur (kosten-

pflichtigen) Abgabe von Erlassen in Papierform oder in elektronischer Form wird bei der Ein-

sicht in die Gesetzesdatenbank einzig der Zugang zur elektronischen Gesetzesdatenbank oder 

anderen Publikationsplattformen gewährt. Die Mitarbeiter der Staatskanzlei oder des Rechts-

diensts können nötigenfalls Hilfestellung bei der Suche leisten. 

 

Amtsblatt im Internet (Art. 12 Abs. 4 PublG) 

Das Amtsblatt ist das offizielle Publikationsorgan des Kantons. Seit dem Jahr 2004 wird der 

amtliche Teil des Amtsblatts auf der Webseite des Kantons aufgeschaltet. Die Publikation im 

Internet erfolgt jeweils einige Tage nach dem Versand der Papierfassung an die Abonnenten. 

Von der Publikation im Internet ausgenommen sind nach Art. 168b Abs. 3 des Gesetzes betref-

fend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB; GDB 210.1) die Eigen-

tumsübertragung von Grundstücken. 

 

Im Amtsblatt finden sich diverse personenbezogene Daten, beispielsweise bei Publikationen 

der Gerichte oder bei Konkurs- und Pfändungsanzeigen oder bei Baubewilligungsgesuchen, die 

bei der Aufschaltung des Amtsblatts im Internet auch Monate, Jahre und sogar Jahrzehnte nach 

der Veröffentlichung auf der Webseite abrufbar sind. Die Aufschaltung der Amtsblätter seit dem 

Jahr 2004 auf der Webseite erscheint nicht problematisch, da diese auch in Papierform konsul-

tiert werden könnten. Problematisch ist hingegen, dass die Amtsblätter von Internet-Suchma-

schinen indexiert und angezeigt werden. Dies führt dazu, dass personenbezogene Daten auch 

Jahre nach der Publikation im Amtsblatt bei einer Google-Suche angezeigt werden.  

 

Der Gesetzgeber hat in Bezug auf die Publikation von Grundstückübertragungen zwischen der 

Publikation im Amtsblatt in Papierform und dem Amtsblatt im Internet differenziert. Eine gene-

relle Auseinandersetzung, wie mit den Personendaten beim digitalen Amtsblatt umzugehen ist, 

hat aber nie stattgefunden. Jedenfalls finden sich weder im Protokoll des Kantonsrats zur vorer-

wähnten Bestimmung über die Nicht-Publikation der Eigentumsübertragungen im Internet (Art. 

168b EG ZGB) vom 26. Oktober 2016 (S. 66 f.) noch in den Materialien zur Vorgängerregelung 

in Art. 17a der Grundbuchverordnung (OGS 2008, 36; Botschaft des Regierungsrats zu einem 

Nachtrag zur Verordnung über das Grundbuch vom 11. März 2008, Kantonsratsprotokoll vom 
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25. April 2008, S. 8 ff.) Ausführungen über die generelle Interessenabwägung bei der Aufschal-

tung des Amtsblatts im Internet.  

 

Aus Sicht des Regierungsrats handelt es sich dabei um eine klassische Abwägung zwischen 

den Interessen der Öffentlichkeit (möglichst breite Publizitätswirkung und Nachvollziehbarkeit 

amtlicher Veröffentlichungen) und Privatinteressen, die der Gesetzgeber zu beantworten hat. 

Die Kantone haben sich für verschiedene Lösungen entschieden. So gibt es Kantone, welche 

die Amtsblätter integral und ohne Einschränkungen im Internet aufschalten. Daneben gibt es 

Kantone, welche nur jeweils das aktuelle Amtsblatt aufschalten und in ihrem Internetauftritt kei-

nen Zugriff auf ältere Amtsblätter gewähren. Zwischen diesen beiden Formen gibt es verschie-

dene Abstufungen: Archivzugriff nur mit Passwortschutz oder für Abonnenten, Archiv nur über 

einen bestimmten Zeitraum oder Filterung personenbezogener Publikationen. 

 

Der Regierungsrat schlägt die Beibehaltung der bisherigen Praxis vor, wonach die Amtsblätter – 

ohne die Eigentumsübertragungen – integral im Internet aufgeschaltet werden und die bereits 

aufgeschalteten Amtsblätter weiterhin frei zugänglich bleiben. Kein gangbarer Weg ist für den 

Regierungsrat, dass die Amtsblätter für die längerfristige Aufschaltung auf der Webseite inhalt-

lich gefiltert werden, da dies zu einem unverhältnismässig hohen Aufwand führen würde, sei es 

durch manuelle oder automatisierte Filterung.  

 

Um den Anliegen des Datenschutzes zu genügen, sollen ältere Amtsblätter auf einen geschütz-

ten Teil der Webseite überführt werden, damit sie von Suchmaschinen nicht indexiert werden 

können. Eine ausdrückliche Anpassung des Gesetzestextes in diesem Sinn ist aber nicht not-

wendig. Es obliegt der Staatskanzlei zu prüfen, ob mit dem bestehenden Content Management 

System (CMS) der kantonalen Webseite eine Indexierung durch Suchmaschinen unterbunden 

werden kann. Nötigenfalls sind die Amtsblätter auf einer separaten Seite aufzuschalten. Möglich 

wäre auch eine Integration in die digitale Datenbank des Staatsarchivs, sofern dort eine Inde-

xierung deaktiviert werden kann. In diesem Fall könnte auch auf die vom Datenschutzbeauftrag-

ten vorgeschlagene Praxis verzichtet werden, dass nur Amtsblätter aufgeschaltet werden kön-

nen, die älter als 100 Jahre sind. 

 

10.5 Kantonsratsgesetz (KRG; GDB 132.1) und Geschäftsordnung des Kantonsrats (GO 

KR; GDB 132.11) 

Keine Bekanntgabe der Kommissionsberatungen vor der Beschlussfassung durch den Kantons-

rat (Art. 28 Abs. 2) 

Die Regelung wird an das Öffentlichkeitsprinzip angepasst. Vor der Beschlussfassung durch 

den Kantonsrat dürfen keine dem Amtsgeheimnis unterstehenden Gegenstände der Kommissi-

onsberatungen bekannt gegeben werden, ebenso wenig die Urheber einzelner Meinungsäusse-

rungen. Dies entspricht der Regelung von Art. 7 Abs. 1 OeG, wonach amtliche Dokumente erst 

zugänglich gemacht werden dürfen, wenn der politische oder administrative Entscheid getroffen 

ist. Die Äusserung in den Fraktionen bleibt – wie bisher – vorbehalten (Art. 28 Abs. 3 KRG). 

Siehe auch nachstehende Ausführungen zu Art. 23 GO KR. 

 

Grundlage für Einschränkungen vom Öffentlichkeitsprinzip zu amtlichen Dokumenten des Kan-

tonsrats (Art. 65 Abs. 2 KRG) 

In Art. 65 Abs. 2 KRG wird die formell-gesetzliche Grundlage für die in Art. 19 GO KR statuierte 

Einschränkung vom Öffentlichkeitsprinzip geschaffen.  

 

Keine Einsicht in Aufzeichnungen (Art. 19 Abs. 2 GO KR) 

In Art. 19 GO KR wird präzisiert, dass die elektronische Aufzeichnung der Verhandlungen des 

Kantonsrats nicht dem Öffentlichkeitsprinzip unterliegt. Entsprechend kann nur in begründeten 

Fällen eine „Einsichtnahme“ gestattet werden. Zuständig ist die Ratsleitung. 
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Einsicht in Kommissionsprotokolle (Art. 23 GO KR) 

Kommissionsberatungen dienen der freien Meinungsbildung und sind vertraulich. Unter Wah-

rung des Amtsgeheimnisses dürften sich die Kommissionsmitglieder in den Fraktionen und im 

Kantonsrat zu den Kommissionsverhandlungen äussern. Die Vertraulichkeit der Kommissions-

beratungen entfällt jedoch nach der Beschlussfassung im Kantonsrat. Geschäfte, die eine Kom-

mission nicht für den Kantonsrat vorberät, sind ebenfalls vertraulich. Nach Abschluss der Kom-

missionsarbeit kann nach Massgabe des Öffentlichkeitsgesetzes Einsicht in die Kommissions-

unterlagen und –protokolle gegeben werden. 

 

10.6 Finanzhaushaltsgesetz (FHG; GDB 610.1) 

Berichterstattung der Finanzkontrolle (Art. 87 Abs. 1 FHG) 

Die Finanzkontrolle ist das oberste Fachorgan der Finanzaufsicht des Kantons. Sie unterstützt 

den Kantonsrat bei der Ausübung der Oberaufsicht über die Staatsverwaltung und die Rechts-

pflege und den Regierungsrat, die Departemente und die Gerichtsverwaltung bei der Ausübung 

der Dienstaufsicht. Die Finanzkontrolle erstellt schriftliche Berichte über ihre Prüfungen. Bei Be-

anstandungen von erheblicher Bedeutung unterrichtet sie die zuständige Departementsvorste-

herin oder den zuständigen Departementsvorsteher bzw. das Obergerichtspräsidium sowie das 

Finanzdepartement. 

 

Die Berichte der Finanzkontrolle fassen die Ergebnisse der durchgeführten Prüfungen zusam-

men. Sie enthalten auch detaillierte Informationen zu einzelnen Vorkommnissen, in die nicht 

Einsicht gewährt werden kann. Die Anwendung des Öffentlichkeitsprinzips auf die Berichte der 

Finanzkontrolle würde einen nicht unerheblichen administrativen Aufwand verursachen. Zudem 

könnte das für die Prüfung notwendige Vertrauensverhältnis zur Finanzkontrolle geschwächt 

werden, wenn Amtsstellen befürchten müssten, dass sämtliche Feststellungen publik gemacht 

werden könnten. Die Finanzkontrolle unterbreitet jeweils die Revisionsberichte der Geschäfts- 

und Rechnungsprüfungskommission. Allfällige Beanstandungen werden somit der Geschäfts- 

und Rechnungsprüfungskommission im Rahmen ihrer Oberaufsicht und ihrer politischen Kon-

trolle über die Verwaltung zur Kenntnis gebracht. Daher werden die Berichte der Finanzkon-

trolle vom Anwendungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes ausgenommen.  

 

Dem Einwand von Martin Stoll, wonach mit der Einsicht in die Berichte der Finanzkontrolle das 

Vertrauen in die staatlichen Organe gestärkt werden soll, ist entgegenzuhalten, dass die Adres-

saten der Berichte die politisch und administrativ verantwortlichen Behörden und Stellen sind. 

Sie sind grundsätzlich nicht für die Öffentlichkeit gedacht und enthalten mitunter sehr detaillierte 

und personenbezogene Informationen zu verwaltungsinternen Abläufen. Muss damit gerechnet 

werden, dass in die Berichte nach dem Öffentlichkeitsgesetz eingesehen werden könnte, wäre 

zu befürchten, dass in den Berichten personenbezogene Informationen ausgeklammert werden 

und damit die politisch und administrativ verantwortlichen Stellen und Behörden nur allgemeine 

Informationen und Verbesserungsvorschläge erhalten würden. 

 

10.7 Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (SubmG; GDB 975.6) 

Keine Einsicht in Offerten (Art. 1 Abs. 3 SubmG) 

Nach Art. 17 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen zum Submissionsgesetz (AB SubmG; GDB 

975.611) dürfen die eingereichten Unterlagen ohne das Einverständnis der Anbieterin oder des 

Anbieters oder ohne gesetzlich Grundlage weder genutzt noch an Dritte weitergeleitet oder die-

sen bekannt gemacht werden. Hierbei handelt es sich aber nur um Ausführungsbestimmungen, 

die keine ausreichende Grundlage für den Ausschluss des Einsichtsrechts begründen. Klar ist, 

dass die Unterlagen während des laufenden Submissionsverfahrens nicht eingesehen werden 

können, da ansonsten Sinn und Zweck des Submissionsverfahrens unterlaufen würde. Mit der 

Anpassung von Art. 1 Abs. 3 wird die formell-gesetzliche Grundlage für die in den Ausführungs-

bestimmungen enthaltene Einschränkung des Einsichtsrecht geschaffen. Die CVP-Die Mitte 
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bringt in der Vernehmlassung vor, dass sich der Ausschluss nicht auf die Offertöffnungsproto-

kolle beziehen darf. Wie bereits ausgeführt, bezieht sich die Beschränkung nur auf die einge-

reichten Unterlagen. 

 

11. Personelle und finanzielle Auswirkungen des Gesetzes 

Die Schaffung des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip dürfte beim Kanton und den Ein-

wohnergemeinden nicht eine markante Steigerung der Anfragen nach Einsicht in amtliche Do-

kumente zur Folge haben, da das Öffentlichkeitsprinzip schon bisher galt. Es ist aber davon 

auszugehen, dass in einer ersten Phase nach Inkrafttreten des Gesetzes und auch zukünftig 

die Nachfrage nach Einsicht in amtliche Dokumente steigt und bei Vollzugsbeginn zahlreiche 

Abgrenzungsfragen zu klären sind. Mittelfristig dürfte sich aber eine gewisse Routine einstellen, 

und Anfragen sollten mit den bestehenden Ressourcen zu bewältigen sein. Unklar ist, inwieweit 

die Rechtsmittelbehörden durch die Ausgestaltung des Rechtsmittelwegs zukünftig stärker be-

lastet werden. Auch hier dürfte sich bis zur Klärung von derzeit nicht voraussehbaren Einzelfra-

gen ein Mehraufwand ergeben, welcher mit den bestehenden Personalressourcen erledigt wer-

den muss. Bei den übrigen Gemeinwesen, Anstalten und Organisationen sowie Dritten, die öf-

fentlichen Aufgaben wahrnehmen, ist eine Prognose schwierig. Natürlich sind neue Aufgaben 

auch immer mit einem zusätzlichen Aufwand verbunden. 

 

Nicht gefolgt werden kann in diesem Zusammenhang der Forderung von Martin Stoll, wonach 

die Verwaltung verpflichtet werden soll, die Gesuche statistisch auszuwerten. Zum einen würde 

damit ein zusätzlicher Aufwand generiert. Andererseits ist die Gesuchsbearbeitung dezentral 

organisiert. Eine zentrale Auswertung würde zu einem zusätzlichen Mehraufwand führen. 

 

 

Beilagen: 

– Entwurf Synopse Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip 

– Zusammenstellung Vernehmlassungsantworten 
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